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EDITORIAL/093: Begünstigt sind die Zornigen (SB)





Wochendruckausgabe 93 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
07.07.2018
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Begünstigt sind die Zornigen

20 Und er hob seine Augen auf über seine Jünger und sprach: Selig
seid ihr Armen; denn das Reich Gottes ist euer.

21 Selig seid ihr, die ihr hier hungert; denn ihr sollt satt
werden. Selig seid ihr, die ihr hier weinet; denn ihr werdet
lachen.

22 Selig seid ihr, so euch die Menschen hassen und euch ausstoßen
und schelten euch und verwerfen euren Namen als einen bösen um des
Menschensohnes willen.

23 Freuet euch an jenem Tage und frohlocket; denn siehe, euer Lohn
ist groß im Himmel. Desgleichen taten ihre Väter den Propheten
auch.

(Neues Testament, Lukas Evangelium, Kapitel 6, Vers 20-23,
Seligpreisungen)



Und er hob seine Augen auf über seine Schüler und sprach:

"In Wahrheit sind die Armen stark, denn sie haben nichts zu verlieren.
Ihr Hunger lehrt sie die Sättigung und die Kraft des angestauten
Zornes, und er ist unverdorben vom Schlingen, Prassen und
Verschwenden. Nur solche, welche Tränen und Schmerzen kennen, wissen,
wofür sie kämpfen und sind fähig, von Herzen zu lachen. Unbeugsam sind
sie, wenn sie um dieser Wahrheiten willen beschimpft, gehaßt und
verworfen werden, denn die Reichen und Gewaltigen fürchten ihren
Aufstand. Laßt euch diese Gewißheiten nicht nehmen, denn ihr könnt
euch des Sieges sicher sein. Schon immer mußten sich die Unterdrückten
selbst befreien."

(aus: Helmut Barthel: Ein Zimmermann in der Wüste. Es begab sich aber
vielleicht auch ... Eine heitere Exegese neutestamentarischer
Begebenheiten, MA-Verlag 2016, Seite 43f)

Ihre Schattenblick-Redaktion


6. Juli 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
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PODIUM/214: Frankfurt am Main - Book Launch mit Kunsthistorikerin Isabelle Graw im MKK 1, 10.07.2018


MMK - Museum für Moderne Kunst Frankfurt am Main

Book Launch mit Isabelle Graw

Die Liebe zur Malerei. Genealogie einer Sonderstellung

Dienstag, 10. Juli, 17 Uhr im Vortragssaal des MMK 1



Isabelle Graw, Kunsthistorikerin und Professorin für Kunsttheorie an
der Staatliche Hochschule für Bildende Künste - Städelschule, stellt
ihr neuestes Buch "Die Liebe zur Malerei. Genealogie einer
Sonderstellung" vor. Darin zeichnet sie die Erfolgsgeschichte der
Malerei nach und zeigt ihre Omnipräsenz trotz "Entgrenzung der Künste"
und zunehmender Digitalisierung der Künste exemplarisch auf. Im Fokus
stehen so unterschiedliche Künstlerinnen und Künstler wie Édouard
Manet, Jutta Koether, Martin Kippenberger, Jana Euler und Marcel
Broodthaers. Gespräche mit aktiven Protagonisten der Malerei bieten
den kunsthistorischen Einsichten dabei Paroli.

Im Anschluss an die Buchpräsentation findet ein Gespräch zwischen dem
Philosophen Prof. Christoph Menke, der Malerin Amy Sillman und der
Autorin statt.

Die Veranstaltung findet in englischer Sprache statt.

Der Eintritt ist frei.

MMK 1

Domstraße 10

60311 Frankfurt/Main

Öffnungszeiten

MMK 1 / MMK 3

Dienstag - Sonntag: 10-18 Uhr

Mittwoch: 10-20 Uhr

Montag: geschlossen

 * 

Quelle:

MMK Museum für Moderne Kunst

Domstraße 10, 60311 Frankfurt/Main

Telefon 069 / 212 30447, Fax 069 / 212 37882

E-Mail: mmk@stadt-frankfurt.de

Internet:www.mmk-frankfurt.de
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MELDUNG/928: Ein Jahr Atomwaffenverbot - Deutschland muss beitreten! (ICAN)


ICAN-Pressemitteilung vom 6. Juli 2018

Internationalen Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen

Ein Jahr Atomwaffenverbot: Deutschland muss beitreten!



Am ersten Jahrestag des internationalen Atomwaffenverbots haben
Friedensaktivisten die Bundesregierung zum Beitritt aufgefordert. In einem
Straßentheater auf dem Berliner Alexanderplatz wagten sie einen
optimistischen Blick in die Zukunft: Zwei als Bundeskanzlerin Angela Merkel
und Außenminister Heiko Maas verkleidete Personen haben einen
überdimensionierten Verbotsvertrag unterschrieben.

Passanten unterzeichneten zudem eine entsprechende Petition an die
Bundesregierung. Organisiert wurde die Aktion von der Internationalen
Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen (ICAN), die maßgeblich am
Zustandekommen des UN-Abkommens beteiligt war und dafür im vergangenen
Dezember mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnet wurde.

Heute ist es genau ein Jahr her, dass 122 Staaten bei den Vereinten
Nationen diesen Vertrag beschlossen haben, der u.a. den Besitz, die
Stationierung und die Drohung mit Atomwaffen verbietet. Inzwischen haben
mehr als 50 Staaten unterzeichnet und 11 Staaten ratifiziert, darunter auch
Österreich und der Vatikan. Der UN-Vertrag tritt in Kraft, nachdem ihn 50
Staaten unterzeichnet und ratifiziert haben.

Die Bundesregierung boykottiert das Verbot noch immer. Dabei sind mehr als
zwei Drittel aller Deutschen für den Beitritt, wie eine gestern
veröffentlichte Umfrage im Auftrag von ICAN zeigt. Eine
Zwei-Drittel-Mehrheit will außerdem den Abzug der US-Atombomben aus dem
rheinland-pfälzischen Büchel. Dort findet heute ein Protesttag statt, zu
dem Christen und Christinnen aus mehreren evangelischen Landeskirchen
aufgerufen haben.

Martin Hinrichs aus dem Vorstand von ICAN Deutschland erklärt: "Ein Jahr
nach dem Beschluss des internationalen Atomwaffenverbots ist es höchste
Zeit, dass die Bundesregierung Farbe bekennt und sich klar für atomare
Abrüstung positioniert. Wenn sie das Abkommen weiter boykottiert, tritt sie
den Wählerwillen mit Füßen und schadet ihrer eigenen Glaubwürdigkeit im
Engagement für eine atomwaffenfreie Welt."

 * 

Quelle:

ICAN Deutschland e.V.

Puschkinallee 5, 12435 Berlin

E-Mail: office@ican.berlin

Internet: http://www.icanw.de
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MUMIA/896: Free Mumia - Rundbrief Juli 2018 (Berliner Free Mumia Bündnis)


FREE MUMIA - Free Them ALL! - Rundbrief Juli 2018



Hallo,

hier kommen aktuelle Nachrichten über den gefangenen Journalisten Mumia
Abu-Jamal aus den USA. Im Juni 2018 zeigte sich erneut, dass sich
Verhältnisse im US Bundesstaat Pennsylvania ändern und die politische
Law-And-Order Fraktion langsam aber sicher an Einfluss verliert: Debbie
Africa ( http://mumia-hoerbuch.de/postamt/MOVE%209.pdf ) von der
MOVE-Bewegung in Philadelphia wurde am 16. Juni nach 40 Jahren
politischer Haft entlassen. Sie gehörte 1978 zu denjenigen, die von der
Polizei Philadelphias in ihrem Haus angegriffen wurden. Die Polizei
hatte bei einer Hausdurchsuchung kurz zuvor ein neu geborenes Baby
getötet. Anstatt sich dieser Tat zu stellen, heizten Behörden und Medien
die Stimmung gegen die radikal ökologische Bewegung an, so dass es
schließlich zu einem bewaffneten Überfall der Polizei auf das Haus kam.
Neun MOVE Aktivist*innen wurden danach zu 40 - 100 Jahren verurteilt,
weil sie in dieser Auseinandersetzung angeblich einen Polizisten,
Officer James Ramp, erschossen haben sollen. Fakt war, dass die neun den
zig-tausend fachen Beschuss der Polizei im Keller des Hauses überlebten
und später nur eine einzige Waffe im Haus gefunden wurde. Dass die
Polizei intern ermittelte, ob der Beamte nicht vielmehr im Kreuzfeuer
seiner eigenen Kolleg*innen zu Tode gekommen war, wurde in dem
Verfahren gegen die MOVE 9, wie sie seit dem genannt werden, nicht
thematisiert.

Nur ein einziger Journalist wagte 1978 in Philadelphia, der medialen
Vorverurteilung der MOVE Bewegung zu widersprechen. Mumia Abu-Jamal tat
nach der ursprünglichen Hausdurchsuchung, bei der das Neugeborene
getötet wurde, etwas sehr ungewöhnliches - er redete mit den
Betroffenen. Er ließ sie ihre Beobachtungen über den Polizeieinsatz
schildern und veröffentlichte das. Später, nach der Verurteilung der
MOVE 9, fragte Abu-Jamal den zuständigen Richter, wie er denn heraus
gefunden habe, dass neun Menschen mit einer Waffe und einer Kugel
gemeinschaftlich einen Mord begingen. Der Richter antwortete lapidar:
"Ich habe sie wie ein Familie verurteilt."

Der Richter musste nach dem folgenden US-weiten Aufschrei sein Amt
niederlegen. Mumia Abu-Jamal war dadurch über die lokalen Medien hinaus
bekannt geworden. Während er später Medienpreise für weitere Reportagen
erhielt und Vorsitzender der Afroamerikanischen Journalist*innen
Vereinigung in Philadelphia wurde, begann die behördliche Repression
gegen ihn wegen seiner Berichterstattung. Er verlor auf politischen
Druck immer wieder Anstellungen und wurde während einer Pressekonferenz
im Sommer 1981, also wenige Monate vor seiner Verhaftung, sogar direkt
vom damaligen Bürgermeister (und ehemaligen Polizeichef) Frank Rizzo
bedroht: "Die Leute glauben, was sie schreiben. Und das muss aufhören.
Ich werde noch in meiner Amtszeit dafür sorgen, dass sie zur
Rechenschaft gezogen werden (...) "

Debbie Africa ist nun dank einer kontinuierlichen, lokalen
Unterstützungsbewegung frei. Zwei ihrer Mitgefangenen starben in Haft,
sechs weitere werden nach wie vor festgehalten. Der einzige Journalist,
der es wagte, sich gegen ihre Entmenschlichung und Dämonisierung zu
stellen, wurde nur drei Jahre später selbst Opfer dieser Repression und
sitzt ebenfalls bis heute in Haft. Längst ist juristisch anerkannt, dass
es Verfassungsbrüche in seinem Verfahren gab. Das Todesurteil gegen ihn
wurde im Dezember 2011 endlich aufgehoben. Doch obwohl ein juristischer
Interessenskonflikt ebenfalls im Raum steht, da der an Mumias
ursprünglicher Verurteilung beteiligte Staatsanwalt Ron Castille später
als Richter das Revisionsverfahren gegen ihn leitete, gibt es noch immer
keine Neuverhandlung. Leser*innen des letzten Rundbriefes werden sich
erinnern: als der zuständige Untersuchungsrichter Tucker am 30. April
2018 die Neuverhandlung anordnen hätte können, besetzten 40 bewaffnete
Beamt*innen der Polizei-Lobby-Organisation Fraternal Order of Police
(FOP) den Gerichtssaal und schlossen die kritische Öffentlichkeit aus.
Nur drei Journalist*innen gelang es, die äußerst kurze Verhandlung zu
beobachten. Alle drei waren sich einig, dass Richter Tucker extrem
eingeschüchtert von dem Auftritt der bewaffneten Beamt*innen war. Er
vertagte die Entscheidung über ein neues Revisionsverfahren für Mumia
Abu-Jamal daher auf den 30. August 2018, also nur wenige Tage nach der
gerichtlichen Sommerpause.

Derzeit ist es daher wichtig, den Druck der FOP auf das Gericht und die
Medien zurück zu drängen. Zum einen macht es Sinn, Pennsylvanias
Gouverneur Tom Wolf aufzufordern, den gefangenen Journalisten Abu-Jamal
freizulassen. Zum anderen ist direkte Post an den Gefangenen selbst
hilfreich, da es ihn nicht nur aufmuntert, sondern den Behörden auch
zeigt, dass der Fall erneut unter internationaler Beobachtung steht.

Dazu gibt es einen neuen Flyer und vorgedruckte Postkarten, die bei FREE
MUMIA Berlin bestellt werden können - schreibt einfach eine E-Mail mit
der gewünschten Anzahl an info@mumia-hoerbuch.de


Zum weiteren Inhalt:

Zum weiteren Inhalt:

1. Termin

2. Solidarität mit Gefangenen

3. Abschaffung der Todesstrafe - überall!


1. Termin

Di, 17. Juli 2018 - Frankfurt Am Main - US Generalkonsulat 18:00 Uhr

Freiheit für Leonard Peltier, Mumia Abu Jamal und Ana Belén Montes!

weitere Informationen 

http://www.fgbrdkuba.de/termine/kalender.php#mahnwache

US-Generalkonsulat, Gießener Str. 30, 60435 Frankfurt a.M. -
U5-Giessener Strasse


2. Solidarität mit Gefangenen

Online-Petition für die Freilassung des schwer erkrankten politischen
Gefangenen Leonard Peltier (2018)

https://www.leonardpeltier.de/leonard-peltier/petition-fuer-leonard-peltier-2018

Brief von Nero: Weimar, ein Kleinstadtrevier sieht Rot! (18.06.2018)

https://de.indymedia.org/node/21981

'This is huge': black liberationist speaks out after her 40 years in
prison (June 18, 2018)

https://www.theguardian.com/us-news/2018/jun/18/debbie-sims-africa-free-prison-move-nine-philadelphia-police

One 'MOVE 9' Member Gets Parole After 40 Years (June 18, 2018)

https://www.metro.us/news/local-news/philadelphia/one-move-9-member-gets-parole-after-40-years

Debbie Africa - politische Gefangene nach 40 Jahren freigelassen (17.
Juni 2018)

https://anfdeutsch.com/weltweit/debbie-africa-politische-gefangene-nach-40-jahren-freigelassen-5094

MOVE Nine member Debbie Sims Africa released from prison (June 18,
2018)

http://www.philly.com/philly/news/pennsylvania/philadelphia/move-debbie-sims-africa-released-from-prison-officer-death-james-ramp-20180618.html

MOVE member Debbie Africa released (June 17, 2018)

https://www.workers.org/2018/06/17/move-member-debbie-africa-released/debbieandmikeafrica/

(NYT) Doing Time - When Your Loved One Is Locked Up on Rikers

https://www.nytimes.com/interactive/2018/06/07/magazine/new-york-love-rikers-jail-visit.html?action=click&contentCollection=magazine&contentPlacement=5&module=stream_unit&pgtype=sectionfront&region=stream&rref=collection%2Fsectioncollection%2Fmagazine&version=latest

(taz) G20-Prozess nach Laserpointer-Einsatz - Gericht hat Zweifel an der
Geschichte. Hat die Hubschrauberbesatzung gelogen? (13.06.2018)

https://www.taz.de/!5509428/

Urgent call for support for prison rebel and journalist Kevin "Rashid"
Johnson, who is currently held within the Florida Department of
Corrections - Santa Rosa Correctional Institution. (June 2, 2018)
https://loveandragemedia.org/2018/06/02/urgent-call-alert-for-kevin-rashid-johnson/


3. Abschaffung der Todesstrafe - überall!

(COUNTERPUNCH) Reprieve for Death-Row Prisoner Kevin Cooper? (June 11,
2016)

https://www.counterpunch.org/2018/06/11/reprieve-for-death-row-prisoner-kevin-cooper/

(SPIEGEL) US-Amerikaner saß 26 Jahre unschuldig im Gefängnis
(11.06.2017)

http://www.spiegel.de/panorama/justiz/usa-mann-sass-26-jahre-unschuldig-im-gefaengnis-a-1212385.html

(SF CHRONICLE) Leave no evidence behind in Cooper case (May 30, 2018)

https://www.sfchronicle.com/opinion/editorials/article/Editorial-12958736.php


Wir hoffen, gut informiert zu haben.

Bitte verbreite diese Meldungen auch selbst weiter.

FREE MUMIA - Free Them All!

Viele Grüße

FREE MUMIA Berlin

 * 

Quelle:

FREE MUMIA - Rundbrief Juli 2018

FREE MUMIA Berlin

im HdD (Haus der Demokratie)

Greifswalderstr. 4, Briefkasten Nr. 79, 10405 Berlin

E-Mail: info@mumia-hoerbuch.de

Internet: www.mumia-hoerbuch.de
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ATTAC/1924: Polizeigesetz Nordrhein-Westfalen - 20.000 demonstrieren in Düsseldorf


Pressemitteilung

Bündnis "Nein zum neuen Polizeigesetz NRW"

Samstag, 7. Juli 2018, 15.30 Uhr

Eilmeldung: Knapp 20.000 Demonstrierende

Knapp 20.000 Menschen gehen heute für ihre Grundrechte auf die Straße,
Datenschützer*innen neben Fußballfans, Politiker*innen gemeinsam mit
Umweltschützer*innen! Der Sommer unseres Protestes hat gerade erst
begonnen.



Bündnis "Nein zum neuen Polizeigesetz NRW"

Samstag, 7. Juli 2018, 14.30 Uhr

Großdemo in Düsseldorf: Tausende demonstrieren gegen Verschärfung des
Polizeigesetzes und stehen auf für Freiheit und Grundrechte

+++ Trotz massiver Einschränkungen durch polizeiliche Auflagen gingen
Tausende auf die Straßen gegen die Verschärfung des Polizeigesetz+++

Heute Mittag haben sich in Düsseldorf nach ersten Schätzungen an die
10.000 Menschen versammelt, um gegen die geplante Verschärfung des
Polizeigesetzes NRW zu demonstrieren. Es werden immer noch weitere Züge
mit Demonstrierenden erwartet. Mit buntem und lautstarken Protest ziehen
sie zur Zeit vom DGB-Haus durch die Innenstadt bis vor den Landtag.
Nachdem es dem Bündnis aufgrund der breiten Unterstützung bereits
gelungen ist, die Verabschiedung des Gesetzes zu verzögern, machen die
vielen Besucher*innen der Demonstration nochmal deutlich, dass auch die
von Innenminister Reul angekündigten Änderungen keineswegs ausreichen,
sondern das Gesetz als Ganzes gekippt werden muss.

Besonders auffallend ist die gesellschaftliche Breite des Protests:
Fußballfans und Datenschützer*innen, Politiker*innen und
Umweltaktivist*innen, Antifaschist*innen und Migrant*innen,
Gewerkschafter*innen, Feminist*innen, Jurist*innen und viele mehr gehen
gemeinsam auf die Straße, um ihre bürgerlichen Freiheiten zu
verteidigen: "Es ist einfach überwältigend, wie breit der heutige
Protest ist. Es demonstrieren Menschen aus allen Teilen der Gesellschaft
gemeinsam und solidarisch. Sogar die Fans verschiedener, sonst
rivalisierender Fußball-Clubs stehen zusammen auf der Straße", sagt
Sonja Hänsler, Sprecherin des Bündnisses.

"Alle sind von den Verschärfungen betroffen und deswegen demonstrieren
wir Seite an Seite", erklärt Sebastian von der organisierten Fanszene
des Bundesligisten Fortuna Düsseldorf. "Die Vorschläge der
Landesregierung würden Tor und Tür für polizeiliche Willkür öffnen -
egal, ob auf dem Weg zum Fußballspiel, zur Arbeit oder zu einer
Demonstration."

Die Breite des Protestes zeigt sich auch im umfangreichen Demoprogramm:
Neben der politischen und juristischen Einordnung bis hin zu
verfassungsrechtlicher Kritik, werden auch konkrete Erfahrungsberichte
von Repression durch die deutsche Polizei vorgetragen. Reden zu
diskriminierenden Polizeikontrollen, Einblicke aus der Fußballszene,
Kritik an umfangreichen Überwachungsmöglichkeiten sowie eine
Gesprächsrunde von Gewerkschafter*innen zu den Auswirkungen auf
Arbeitskämpfe runden das Programm ab.

Jasper Prigge, Rechtsanwalt und Mitglied der Vereinigung Demokratischer
Juristinnen und Juristen (VDJ) sagt: "Überwachen, kontrollieren,
einsperren. Das sind keine Lösungen, sondern Grundrechtsverletzungen. Es
gibt keine Garantie, dass die Polizei sorgsam mit derart weitreichenden
Befugnissen umgehen wird. Das Gesetz hat eine Schieflage. Es setzt auf
mehr Polizeibefugnisse, ohne die Rechte der Betroffenen hinreichend zu
schützen."

padeluun vom Verein Digitalcourage kommentiert: "Die Legislative und
Exekutive muss sich - genauso wie die Bevölkerung - den
Herausforderungen einer komplexeren und weitaus friedlicheren Welt als
noch vor 30 Jahren stellen. Es braucht Klugheit, Geist und Mündigkeit,
um zu erkennen, dass wir im Frieden leben und dass der Sinn von Politik,
wie Hannah Arendt sagte, nach wie vor Freiheit ist. Die, die nach rechts
Richtung repressive Autorität marschieren, das sind die Gefährder von
Freiheit und Rechtsstaat. Nur Freiheit und Frieden gewährleisten
Sicherheit."

Verena Schäffer, innenpolitische Sprecherin der Grünen Landtagsfraktion
NRW: "CDU und FDP nehmen billigend in Kauf, dass sie mit dem Gesetz
gegen die Verfassung verstoßen. Innenminister Reul ist deshalb selbst
ein Risiko für die Freiheit und für unsere verfassungsrechtlich
verbrieften Rechte!"

Das Bündnis, dessen Aufruf mittlerweile über 300 Organisationen
unterstützen, hatte sich Ende April gegründet und eine beispiellose
Protestkampagne in Gang gesetzt. Innerhalb kürzester Zeit bildeten sich
Regionalgruppen in den großen Städten NRWs, es wurden dutzende
Informationsveranstaltungen durchgeführt und Demonstrationen in Köln,
Bielefeld, Bonn und Münster abgehalten. Der Protest führte mit der
umfangreichen Kritik während der Anhörung im Landtag und der Ankündigung
von Verfassungsklagen dazu, dass die Abstimmung verschoben wurde und das
Gesetz nun abgeschwächt werden soll. Das Ziel des Bündnisses bleibt aber
die komplette Verhinderung. Das Bündnis kündigt an, die gewonnene Zeit
nutzen zu wollen, um den Protest noch breiter aufzustellen, und sich
auch bundesweit besser zu vernetzen.

"Weil uns Freiheit, Demokratie und Grundrechte am Herzen liegen, werden
wir weitermachen und keine Ruhe geben, bis das Gesetz verhindert wurde!
Unser Protest hat gerade erst begonnen?, so Nils Jansen, Sprecher des
Bündnisses.


Aktionskonsens:

https://www.no-polizeigesetz-nrw.de/demo-7-7/demokonsenz-zur-nopolgnrw-demo-am-7-juli-2018/

Unterstützer*innen des Bündnisses:

https://www.no-polizeigesetz-nrw.de/unterstuetzerinnen/

Aufruf:

https://www.no-polizeigesetz-nrw.de/aufruf/

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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LESUNG/6113: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Cord Buch: "Die Welt im Viertel" - G20-Krimi mit Hamburger Lokalkolorit ... Crime and Jazz, 30.8.2018


Kulturcafé Komm du - August 2018

Cord Buch: "Die Welt im Viertel" - G20-Krimi mit Hamburger Lokalkolorit

Krimilesung mit Jazzmusik am Donnerstag, den 30. August 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du
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Das Komm du lädt ein zu einer Autorenlesung mit Musik

am Donnerstag, den 30.08.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Cord Buch: "Die Welt im Viertel" - ein G20-Krimi

Dazu Jazzmusik mit Achim Gehrmann (Trompete) und Nils Runge (Klavier)

Sommer 2017. Hamburg im Ausnahmezustand: Die mächtigsten Staatschefs
der Welt treffen sich auf dem G20-Gipfel. Viel Arbeit für die
Journalistin Nele. Und es gibt Tote: Während einer polizeilichen
Maßnahme stirbt ein Freund von Neles Sohn, kurz vor dem Gipfel wird
eine Polizistin erschossen. Der vom Staatsschutz in die Ermittlungen
eingeschaltete Hauptkommissar Jensen entdeckt eine Reihe von
Merkwürdigkeiten im Leben der Ermordeten ... Der Hamburger Cord
Buch ist dem Schanzenviertel besonders zugetan. "Die Welt im
Viertel" ist bereits sein dritter Krimi, der in diesem Stadtteil
spielt. Sein Augenmerk gilt dabei stets den politischen und
gesellschaftlichen Konflikten. Der Autor lebt selbst in der Schanze
und hat die Ereignisse um den Gipfel hautnah miterlebt.


Die Krimilesung mit Jazzmusik im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Buchcover des G20-Krimis 'Die Welt im Viertel' und ein Portrait des Autors Cord Buch - Foto links: © by Jens Bruske, rechts: © by Verlag Edition Oberkassel]

Der G20-Krimi "Die Welt im Viertel" von Cord Buch erschien im Juni 2018 im Verlag Edition Oberkassel

Foto links: © by Verlag Edition Oberkassel, rechts: © by Jens Bruske




Über den Autor

Cord Buch wurde 1954 in Hamburg-Altona geboren. Der
Berufsausbildung zum Industriekaufmann schloss sich ein Studium zum
Dipl.-Wirtschaftsingenieur an. Beruflich führte ihn sein Weg über
Tätigkeiten in sozialen Projekten und Lehrtätigkeiten in der
Erwachsenenbildung hin zum Projekt- und Qualitätsmanagement. Als
Kind verschenkte er selbstgefertigte Bücher aus Oktavheften. 

2001 begann Cord Buch mit regelmäßigen Veröffentlichungen von
Lyrik und Prosa und trat bei Lesungen auf. "Die Welt im Viertel" ist
bereits sein dritter Kriminalroman mit der engagierten Journalistin
Nele aus dem Hamburger Schanzenviertel. Hatte der Autor bei "Mord im
Viertel" (2014) die Gentrifizierung und bei "Flucht ins Viertel"
(2017) die Migration von Lampedusa-Flüchtlingen thematisiert, so
stehen bei seinem neuen Roman "Die Welt im Viertel" die Ereignisse
rund um den G20-Gipfel im vorigen Jahr im Mittelpunkt. 


Weitere Informationen:

Cord Buch - Autorenhomepage 

http://www.cordbuch.de

"Die Welt im Viertel" von Cord Buch - Leseprobe

https://www.book2look.com/book/seohKYaWas&euid=93929594&ruid=0
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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AUSSICHTEN/8331: Und morgen, den 9. Juli 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 09.07.2018 bis zum 10.07.2018 +++






[image: Jean-Luc 8331 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Wolkenfelder,

kühle Zeit,

Wettermelder

Jean bereit.
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PARTEIEN/361: Nordirland - Gesprächsbereitschaftssignale ... (SB)


Nordirland - Gesprächsbereitschaftssignale ...



Aus Nordirland kommen positive Signale der Bereitschaft zur
Wiederbelebung des regionalen Parlaments in Belfast und Neuauflage der
interkonfessionellen Regierung zwischen pro-britischen Protestanten
und nationalistischen Katholiken. Gerade in den letzten Wochen hat
Arlene Foster, Chefin der erzkonservativen Democratic Unionist Party
(DUP) und einstige Erste Ministerin Nordirlands, jeweils erstmals
einem gälischen Fußballspiel beigewohnt sowie Gespräche - getrennt
natürlich - mit den Vertretern der LGBT-Gemeinde sowie der Muslime in
Nordirland geführt. Die Schritte wurden von Sinn Féin begrüßt, die
bekanntlich im Januar 2017 ihre Koalition mit der DUP nicht zuletzt
wegen deren kompromißloser Haltung in der Frage der Gleichberechtigung
der gälischen Sprache sowie der Ehe für alle abgebrochen hatte.

Ein weiteres Dauerstreitthema zwischen Unionisten und Nationalisten
ist die Aufarbeitung der nordirischen "Troubles", die zwischen 1968
und 1998 3500 Menschen das Leben kosteten sowie Zehntausende physisch
verletzt oder psychisch traumatisiert zurückließen. In diesem
Zusammenhang hat am 6. Juli der britische Verteidigungsminister Gavin
Williamson einen umstrittenen Vorstoß gewagt. Der 42jährige
Unterhausabgeordnete für den Bezirk South Staffordshire, dem starke
Ambitionen auf das Amt des Premierministers und den Vorsitz der
konservativen Partei Großbritanniens nachgesagt werden, hat in einem
Gastbeitrag für das Boulevardblatt "The Sun" eine Generalamnestie für
alle - Soldaten, Polizisten, Loyalisten oder IRA-Kämpfer - die während
des Bürgerkrieges in Nordirland schwere Straftaten begangen haben, ins
Gespräch gebracht. Auch wenn Downing Street in einer ersten Reaktion
die Initiative Williamsons verworfen hat, bietet die Idee einer
Generalamnestie einen vernünftigen Ausweg aus der Bezichtigungsorgie,
die bis heute jeder Versöhnung in Nordirland im Wege steht.

Infolge des Karfreitagsabkommens, mit dem 1998 Nordirlands Parteien
mit Hilfe der Regierungen in Dublin und London sowie unter Vermittlung
der USA das Blutvergießen beendet haben, wurde zwecks Aufarbeitung der
vielen ungelösten Fälle das sogenannte Historical Enquiries Team (HET)
beim Police Service of Northern Ireland (PSNI) eingerichtet. Dessen
Arbeit war von vornherein zum Scheitern verurteilt, denn die Wunden
waren zu frisch. Die Unionisten hofften, daß die HET die Verwicklung
namhafter Sinn-Féin-Politiker wie Gerry Adams und Martin McGuinness in
irgendwelche Greueltaten der IRA nachweisen würde, während sich die
Nationalisten davon Aufklärung über das wahre Ausmaß der engen
Zusammenarbeit der britischen Armee und der nordirischen Polizei mit
der loyalistischen Ulster Defence Association (UDA) und Ulster
Volunteer Force (UVF) versprachen.

In den ersten Jahren nach dem Abschluß des Karfreitagsabkommens war
ein wesentliches Bestreben der Politik, vor allem die IRA, aber auch
UDA und UVF dazu zu bringen, sich von ihren umfangreichen illegalen
Waffenarsenalen zu trennen, um den Frieden dauerhaft zu machen. Zu
diesem Zweck hat die Regierung Tony Blairs Hunderten von nordirischen
"Terroristen", die 1998 im Zuge des Friedensvertrages frühzeitig aus
dem Gefängnis freigelassen worden waren, geheime Briefe zukommen
lassen, die sie vor juristischen Schritten absicherten. 2014 löste das
Bekanntwerden dieser Briefe an die sogenannten "On the runs" eine
heftige Kontroverse aus. Wegen eines solchen Dokuments war der Prozeß
gegen den Ex-IRA-Mann John Downey, dem der Mord an vier britischen
Soldaten beim Hyde-Park-Bombenanschlag 1982 zur Last gelegt wurde,
spektakulär geplatzt.

Blair verteidigte die Maßnahme mit dem Hinweis, ohne sie hätte man die
IRA möglicherweise nicht dazu gebracht, 2005 den bewaffneten Kampf
formell zu beenden und abzurüsten. 2014 kam es zu einem weiteren
heftigen Streit, als Gerry Adams wegen des Verdachts, als
IRA-Kommandeur von Belfast 1972 die Ermordung von Jean McConville,
einer armen verwitweten Mutter von zehn Kindern, wegen
Spitzeltätigkeit für die britische Armee angeordnet zu haben, für
mehrere Tage verhaftet und vernommen wurde. Vor dem Hintergrund
größter Unzufriedenheit seitens der Unionisten und Nationalisten -
jeweils aus diametral entgegengesetzten Gründen - mit der bisherigen
Aufarbeitung der Troubles wurde das HET im selben Jahr praktisch
aufgelöst.

Seitdem streiten sich die Politiker beider Seiten um die sogenannten
"legacy issues", während die Opferfamilien größte Schwierigkeiten
haben, sich überhaupt Gehör zu verschaffen. Bei der DUP und in
konservativen Kreisen Großbritanniens herrscht die Ansicht vor, die
bisherige Bearbeitung der vielen ungelösten Mordfälle verlaufe
einseitig, da gegen ehemalige Soldaten und Polizisten ermittelt werde,
während mutmaßliche Straftäter aus den Reihen der IRA wegen der "On
the run"-Briefe nicht belangt werden könnten. Deshalb gab es in
letzter Zeit eine starke öffentliche Kampagne der britischen
Boulevardpresse, die laufenden Ermittlungen gegen Soldaten und
Polizisten einzustellen und keine neuen aufzunehmen. Dagegen wehrt
sich Sinn Féin mit dem Argument, London und die Unionisten wollten die
unangenehmenen Wahrheiten der Zusammenarbeit des britischen Staates
mit den loyalistischen Paramilitärs für immer unter den Teppich
kehren.

Ungeachtet der gegenseitigen Vorwürfe hat niemand von den etablierten
Parteien oder den britischen und irischen Sicherheitsapparaten ein
Interesse daran, die dunkelsten Kapitel der Troubles - etwa die
Verwicklung der britischen Armee in die Autobombenanschläge von Dublin
und Monaghan 1974 mit 33 Toten und mehr als 300 Verletzten - zu
beleuchten. Da sich im Grunde alle schuldig gemacht haben, steht es
keiner der Streitparteien zu, über die andere zu richten. Von daher
ist der Vorschlag von Gavin Williamson zu begrüßen. Man könnte jedoch
vielleicht den nachvollziehbaren Einwänden der Opferfamilien gerecht
werden, wenn man die Amnestie jeweils mit der Bereitschaft der
früheren Täter, vor einer Wahrheitskommission auszusagen, koppeln
würde. Eine solche Einrichtung wäre sicherlich sinnvoll und trüge
vielleicht dazu bei, daß Katholiken und Protestanten in Nordirland
nicht nur das eigene Leid, sondern auch das des Gegners wahrnehmen.

8. Juli 2018
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FEATURE/1055: Deutschlandfunk Kultur - Eine Sendung voller Langeweile, 9.7.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Durchhalten!

Eine Sendung voller Langeweile

Von Julius Stucke

Zeitfragen. Feature

Montag, 9. Juli 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Achtung! Sollten Sie ohnehin schon etwas angeödet sein, könnte diese
Sendung richtig einschläfernd wirken. Sie ist voller Langeweile. Wir
wollen Sie natürlich intelligent unterhalten. Aber wo Langeweile
draufsteht, muss auch Langeweile drin sein. Mal ganz klein: ein öder
Moment. Mal ganz groß: die existentielle Langeweile. Langeweile bei
Erwachsenen und Kindern, Philosophen und Pädagogen. Vielleicht sogar
als positiver Moment aus dem heraus mit neuer Energie etwas beginnt.
Keine Sorge: Zu Tode langweilen werden wir uns nicht.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Juni 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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HÖRSPIEL/1782: Deutschlandfunk Kultur - "der herzerlfresser" von Ferdinand Schmalz, 9.7.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

der herzerlfresser

Von Ferdinand Schmalz

Regie: Hannah Georgi

rbb 2016/45?03

Kriminalhörspiel

Montag, 9. Juli 2018, 21.30 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Vor der Einweihung des neuen Einkaufszentrums entdeckt Nachtwächter
Andi zwei Frauenleichen ohne Herz. Um den Imageschaden zu begrenzen,
beauftragt Bürgermeister Rudi ihn, die Toten heimlich im Moor zu
entsorgen und herauszufinden, was es mit dem grausigen Fund auf sich
hat. Andi glaubt, dass ein neuer Herzerlfresser sein Unwesen treibt
und macht sich daran, ihn aufzuspüren.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Juni 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2612: Deutschlandfunk - Erfüllung und Dekonstruktion, 9.7.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Beethovenfest Bonn 2017

Erfüllung und Dekonstruktion

Werke von Ludwig van Beethoven, Márton Illés und Arnold
Schönberg

Asasello Quartett

Musik-Panorama

Montag, 9. Juli 2018, 21.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Ihre Konzertprogramme sind intelligent und anspruchsvoll: eine
Herausforderung an die Zuhörer, hellwach zu sein, mitzudenken und
weiterzudenken. Diesem Ruf wurde das Asasello Quartett auch bei seinem
Auftritt beim Bonner Beethovenfest 2017 gerecht. Das späte
Beethoven-Quartett Opus 127 stand dabei dem Quartett-Erstling von
Arnold Schönberg gegenüber, der sich hier selbst in die Tradition
Beethovens stellt. Die Uraufführung des 3. Streichquartetts von Mártin
Illés (*1975) trieb den Konzertabend dann endgültig über die
Gattungsgrenzen hinaus.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Juni 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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AUSLAND/8759: Aus aller Welt - 08.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Südsudan: Regierung und Rebellen beenden Bürgerkrieg

Im Südsudan haben sich die Regierung und die Rebellen auf ein Ende
der seit viereinhalb Jahren andauernden Kämpfe verständigt. Bei einem
Treffen im Haus des ugandischen Präsidenten Yoweri Museveni in
Entebbe einigten sich Südsudans Präsident Salva Kiir und sein
ehemaliger Stellvertreter Riek Machar auf die Schaffung von vier
Vizepräsidentenposten. Machad werde erster Vizepräsident, teilte
Sudans Außenminister Ahmed Al-Dierdiry mit. Zudem wollen beide Seiten
einen Zeitrahmen für die Vereinigung der Streitkräfte erstellen und
ein gemeinsames Sicherheitskomitee einrichten.

8. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8759: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Hamburger Polizei findet Drogenversteck unter der Erde

In einem Wohngebiet in Hamburg-Neuallermöhe haben zwei Brüder eine
Erdhöhle gebaut. Die Polizei vermutet, daß die in einem Gebüsch
angelegte, über 20 Quadratmeter große Erdbehausung als Lagerstätte
für Drogen und Aufenthaltsraum für Kleindealer diente. Nach
Informationen des NDR wurden das Brüderpaar und vier mutmaßliche
Dealer am Freitag vorläufig festgenommen. Die Beamten stellten zudem
kleine Mengen Drogen, mehrere Feinwaagen, Verpackungsmaterial und
Bargeld sicher.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8756: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Stoltenberg fordert höhere Verteidigungsausgaben von Berlin

Wenige Tage vor Beginn des zweitägigen NATO-Gipfels in Brüssel
ermahnte der Generalsekretär des Militärbündnisses, Jens Stoltenberg,
die Bundesregierung, deutlich mehr Geld für die Bundeswehr
auszugeben. Er begrüße, daß Berlin den Wehretat aufstocken will,
sagte der ehemalige norwegische Regierungschef in einem Gespräch mit
der Bild am Sonntag. Doch er erwarte noch mehr von Deutschland. Die
Bundesregierung will die Verteidigungsausgaben bis 2024 auf 1,5
Prozent des Bruttoinlandsprodukts steigern. Stoltenberg erinnerte
daran, daß sich Deutschland zu dem Zwei-Prozent-Ziel verpflichtet
habe.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8758: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Müller fordert mehr Geld zur Bekämpfung von Fluchtursachen

Bundesentwicklungsminister Gerd Müller (CSU) äußerte sich unzufrieden
über den am Freitag vom Kabinett beschlossenen Haushaltsentwurf für
2019. Der Etat für Entwicklungshilfe soll nur um etwa drei Prozent
auf 280 Millionen erhöht werden. Alle fordern, Fluchtursachen zu
bekämpfen, sagte Müller der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung.
Daher verstehe er nicht, warum der Bund ausgerechnet beim
Entwicklungsetat spare. Eine deutliche Aufstockung soll es im
kommenden Jahr für den Verteidigungsetat geben. So sind für das
Ressort von Ministerin Ursula von der Leyen (CDU) 42,9 Milliarden
Euro vorgesehen, vier Milliarden Euro mehr als im Vorjahr.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8757: Tragisches und Kurioses - 08.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Dutzende Tote bei Überschwemmungen im Westen Japans

Die Unwetterkatastrophe im Westen von Japan nimmt immer größere
Ausmaße an. Die Zahl der Getöteten ist nach Angaben der Regierung in
Tokio auf über 70 gestiegen. Mehr als 90 Menschen werden vermißt. Die
seit Donnerstag andauernden Regenfälle haben zu schweren
Überschwemmungen und Erdrutschen geführt. Gebietsweise fielen
innerhalb von nur zwei Tagen mehr als 400 Liter Regen pro
Quadratmeter. Aufgrund der Überflutungen riefen die Behörden rund 3,6
Millionen Menschen in 18 Präfekturen zum Verlassen ihrer Häuser auf.
Für Sonntag gab der japanische Wetterdienst neue
Katastrophenwarnungen heraus wegen noch nie dagewesener
Niederschläge.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7842: Aus Forschung und Technik - 08.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Startvorbereitungen für Sojus-Trägerrakete in Baikonur

Die Vorbereitungen für den Start des Raumfrachters Progress MS-09 auf
dem Kosmodrom Baikonur in Kasachstan gehen in die Endphase. Experten
des russischen Raumfahrtkonzerns RKK Energija haben die Beladung der
Transportkapsel mit Treibstoff, Wasser, wissenschaftlicher Hardware
sowie frischem Obst und Gemüse für die sechsköpfige Mannschaft auf
der Internationalen Raumstation ISS vor wenigen Tagen abgeschlossen.
Die Trägerrakete Sojus-2.1 ist am Samstag zu ihrem Startplatz
gebracht worden, teilte das Unternehmen mit. Der Nutzlastträger soll
am 10. Juli zum Orbitalkomplex aufbrechen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7854: Aus aller Welt - 08.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Grenzkontrollen zur EU-Innenministerkonferenz in Innsbruck

Österreich wird zwischen dem 9. und 13. August an wichtigen
Grenzübergängen wie am Brenner und in Kiefersfelden/Kufstein
Einreisekontrollen durchführen. Für Sichtkontrollen wird die
Geschwindigkeit der Fahrzeuge auf 30 Stundenkilometer herabgesetzt.
Der Ausreiseverkehr wird nicht kontrolliert. Die Maßnahme steht nicht
direkt im Zusammenhang mit der Migrationspolitik der Republik. Der
Anlaß ist eine zweitägige EU-Innenministerkonferenz in Innsbruck.
Mögliche Störer sollen bereits an den Grenzen aufgehalten werden.
Ähnliche Kontrollen zur Aufrechterhaltung von Sicherheit und Ordnung
sind für die Tage rund um das Treffen der EU-Staats- und
Regierungschefs am 20. September in Salzburg geplant.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7815: Medizin und Gesundheitswesen - 08.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Wirkstoff gegen Pocken vor der Zulassung

Früher waren die Pocken eine der schlimmsten Menschheitsgeißeln.
Heute treten sie nur noch vereinzelnd auf. Wie das Deutsche
Ärzteblatt berichtete, wird in Kürze in den USA erstmals ein
Wirkstoff gegen die tödliche Erkrankung zugelassen. Der Wirkstoff
wurde vom Hersteller Siga Technologies aus New York City in Labors in
Oregon an 359 gesunden Probanden untersucht. Laut dem Hersteller sind
keine schweren Nebenwirkungen aufgetreten. Die Abbruchrate war nicht
höher als in einer Vergleichsgruppe, die Placebos erhalten hatten. Es
kam in der Studie allerdings zu einem Todesfall. Nach Einschätzung
der Forscher soll die tödliche Lungenembolie nicht auf die
Verabreichung von Tecovirimat zurückzuführen sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7842: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Polizei ermittelt zu Feuer in Frankfurter Wohnheim

In einem Haus in Frankfurt am Main ist in der Nacht auf Samstag ein
Feuer ausgebrochen. Zwei im Keller liegende Matratzen waren in Brand
geraten. In dem Haus wohnen 30 Menschen. Einer verletzte sich den
Knöchel, als er im zweiten Stock aus dem Fenster sprang. Fünf weitere
Bewohner erlitten Rauchvergiftungen. Das Haus wird zum großen Teil
von Geflüchteten bewohnt. Polizei berichtete am Sonntag, die
Ermittlungen zur Ursache des Brandes liefen. Es gebe keinerlei
Hinweise auf einen gezielten Anschlag.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7766: Sprache, Kunst und Medium - 08.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Stifter haben große Pläne mit dem Naumburger Dom

Im dritten Anlauf nach 2015 und 2017 gelang es Naumburg schließlich,
mit seinem Dom in die Unesco-Weltkulturerbeliste aufgenommen zu
werden. Um den Tourismus weiter anzukurbeln, soll bis zum Jahr 2023 in
Sichtweite ein Weltkulturerbe-Zentrum entstehen, dessen Zweck es ist,
Besuchern die Geschichte und Bedeutung des zwischen 1213 und 1250
errichteten Sakralbaus zu erläutern.

Bis zu acht Millionen Euro sind für den Neubau und seine Ausstattung
veranschlagt, wie die Vereinigten Domstifter laut MDR Sachsen-Anhalt
mitteilten. Daneben werden für die Sanierung der nahegelegenen 
Domkurie mit ihren Wohn- und Wirtschaftsräumen rund vier Millionen 
Euro veranschlagt.

Das Rathaus, das die Pläne auch finanziell mitträgt, verspricht sich
von den Investitionen einen Zuwachs an Touristen. Zuletzt waren in
Naumburg jährlich zwischen 130.000 und 150.000 Besucher gezählt
worden. Mit der Ernennung des Doms zählt Sachsen-Anhalt nun sechs
Unesco-Welterbestätten und damit eine Dichte wie in keinem anderen
Bundesland.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7832: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Angriff auf Sicherheitsministerium in Mogadischu

In Somalias Hauptstadt Mogadischu ist am Samstagmorgen das
Sicherheitsministerium von Kämpfern der Shebab-Miliz angegriffen
worden. Bei der Aktion wurden zwei Sicherheitsbeamte, zwei
Ministeriumsmitarbeiter und fünf Milizionäre getötet, wie ein
Polizeisprecher berichtete. Zwei Selbstmordattentäter hatten mit einem
Fahrzeug den Zugang zum Gelände des Ministeriums gerammt. Ein weiterer
Attentäter sprengte sich an einem Kontrollpunkt außerhalb des
Geländes mit einer Autobombe in die Luft. Vor dem Ministerium kam es
zu Kämpfen zwischen vier bis fünf Milizionären und
Sicherheitskräften. Die Angreifer setzten Panzerfäuste und
Maschinengewehre ein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7846: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.07.2018 (SB)




VOM TAGE



SPD-Vorsitzende Nahles erhebt schwere Vorwürfe gegen US-Botschafter

Am Mittwoch haben sich die Chefs von Volkswagen, BMW, Daimler und dem
Zulieferer Continental mit dem Präsidenten des Automobilverbands VDA
in der US-Botschaft am Brandenburger Tor eingefunden, um mit dem
Hausherrn Richard Grenell über Einfuhrzölle auf Autos zu sprechen.
Grenell soll dazu geraten haben, auf beiden Seiten des Atlantiks auf
derartige Zölle zu verzichten. Das Treffen fand auf Einladung des
Botschafters statt. Die SPD-Vorsitzende Andrea Nahles machte Grenell
deswegen über die Zeitung Welt am Sonntag schwere Vorwürfe. Wenn die
US-Regierung mit der Bundesregierung über Zölle reden wolle, sei das
eine Sache des Handelsministers in Washington und
Bundeswirtschaftsministers Altmaier, sagte Nahles. Man sei doch keine
Bananenrepublik. Grenell solle sich auf die ihm zukommende Rolle
besinnen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7816: Tragisches und Kurioses - 08.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Erste Jugendliche aus Höhle in Thailand befreit

Wider Erwarten wurde im Norden Thailands doch schon mit der Bergung
einer Jugendfußballmannschaft und ihres Trainers aus einer Höhle in
Mae Sai begonnen. Da erneut schwere Regenfälle und damit eine weitere
Flutung der riesigen Höhle befürchtet werden, entschlossen sich die
Rettungskräfte dazu, die ersten Jungen im Alter zwischen elf und
sechzehn Jahren mit der Hilfe erfahrener Taucher auszuschleusen.

Die Gruppe hatte am 23. Juni die Höhle betreten, war dann aber durch
Starkregen und heranflutendes Wasser tiefer in das Höhlensystem
getrieben worden. Erst nach über einer Woche konnte die Gruppe
lokalisiert werden, die durch mindestens zwei geflutete Kammern vom
Ausgang abgeschnitten ist.

Inzwischen sind vor Ort etwa 90 einheimische und ausländische Taucher.
Durch sie wurde die Gruppe mit Lebensmitteln, Decken, Kleidung und
weiteren Dingen versorgt, die den Aufenthalt erträglicher machen. Vor
allem wurden die Jugendlichen, von denen nicht einmal alle schwimmen
können, in den letzten Tagen im Flaschentauchen in dem schlammigen
Wasser unterwiesen.

Jeweils zwei Profitaucher sollen die Jungen in Sicherheit bringen.
Laut ARD Tagesschau ist das Unterfangen sehr anstrengend und auch
gefährlich. Für die Strecke benötigen die Jungen zwischen fünf und
sechs Stunden.

Bis jetzt sollen gemäß unterschiedlicher Angaben vier oder sechs der
Jugendlichen erfolgreich evakuiert sein. Die anderen und der Trainer
können vermutlich erst am Montag folgen. Vor Ort drohen demnach
weitere schwere Regenfälle. Außerdem soll der Sauerstoff für die
Gruppe allmählich abnehmen.

8. Juli 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7843: Arbeit, Soziales und Familie - 08.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Protestaktion gegen Waffengewalt in Chicago

In Chicago haben am Samstag Tausende Menschen rund eine Stunde lang
die Fahrbahn einer Autobahn blockiert, die durch den mehrheitlich von
Afroamerikanern bewohnten Süden der Stadt führt. Die Demonstranten
protestierten mit der mit der Stadtverwaltung abgesprochenen Aktion
gegen Waffengewalt in ihrer Stadt. Sie forderten die Politik auf,
sich besonders für die am stärksten betroffenen Quartiere
einzusetzen. Der Protest war von dem Pfarrer Michael Pfleger
initiiert worden. Er, der Bürgerrechtler Jesse Jackson und der
Chicagoer Polizeipräsident Eddie Johnson nahmen an der Kundgebung
teil. Im laufenden Jahr sind in der drittgrößten Stadt der USA 254
Menschen mit Schußwaffen getötet worden. Im ganzen Land kommen
jährlich rund 30.000 Menschen durch Schußwaffen ums Leben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7826: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 08.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Australiens Graslanddrachen vom Aussterben bedroht

Tierische Einwanderer bedrohen nicht selten die heimische Fauna, weil
ihnen einerseits die natürlichen Feinde fehlen und sie andererseits
Tiere auf ihre Speisekarte setzen, die mit der neuen Situation nicht
klarkommen. So bedrohen in Australien verwilderte Hauskatzen den
Ohrlosen Graslanddrachen (Tympanocryptis pinguicolla), eine der
seltensten Reptilienarten der Welt. Auf der internationalen Roten
Liste der Weltnaturschutzunion IUCN wird diese winzige, gerade einmal
etwa neun Gramm schwere Eidechsenart dpa zufolge als stark gefährdet
eingestuft. Insgesamt weist die Rote Liste über 90.000 Arten auf, von
denen über 26.000 zumindest gefährdet sind. Als ausgestorben gelten
872 Arten, über 5500 Arten gelten als vom Aussterben bedroht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7831: Märkte und Finanzen - 08.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Reederei CMA CGM muß auf Irangeschäft verzichten

Die französische Reederei CMA CGM hat sich dem Druck Washingtons
gebeugt und verzichtet künftig auf ihr Irangeschäft. Der Reeder
Rodolphe Saadé begründete diesen Schritt auf einem Wirtschaftsforum
in Aix-en-Provence ausdrücklich mit den Forderungen der
Trump-Regierung.

CMA CGM unterhält weltweit die drittgrößte Containerschiffflotte. Das
Unternehmen ist stark in den USA vertreten. 2016 hatten der Konzern
und die staatliche Reederei Islamic Republic of Iran Shipping Lines
eine Kooperation abgesprochen. Die US-Regierung wird alle Unternehmen
bestrafen, die ab dem 4. November Geschäfte mit der Islamischen
Republik tätigen.

Auch der Marktführer A.P. Moller-Maersk aus Dänemark wird den Iran
boykottieren. Der Energiekonzern Total, der vor einem Jahr die Lizenz
zur Exploration von Gasfeldern im Iran erworben hatte, zieht sich
ebenfalls aus dem Geschäft zurück, wie der Unternehmenschef Patrick
Pouyanné am Rande des Wirtschaftsforums dem Sender RTL berichtete.
Pouyanné betonte in dem Interview, daß die angedrohten Strafmaßnahmen
ihm keine Wahl ließen.

8. Juli 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7849: Aus Forschung und Technik - 08.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Apps machen Screenshots und verschicken diese an Dritte

Der gläserne Mensch ist schon längst Realität. Bekanntlich ist man
durch das Smartphone immer erreichbar, der Aufenthaltspunkt ist dank
GPS bekannt, die von Front- und Rückkamera aufgenommenen Fotos sind
oftmals zugänglich. Doch damit nicht genug. Wie n-tv.de kürzlich
berichtete, machen manche Apps heimlich Videoaufnahmen und
Screenshots und verschicken sie anschließend. Forscher der Bostoner
Northeastern University entdeckten, daß die App "GoPuff"
Bildschirminhalte an Server des Dienstes "AppSee" übermittelte. Der
wiederum nutzt die Aufzeichnungen ohne Wissen der Anwender, um
App-Entwickler angeblich dabei zu unterstützen, ihre Apps
nutzerfreundlicher zu machen. Auch wenn dies relativ harmlos klingen
mag, bleibt der Umstand unumstritten, daß die App auf Inhalte des
Displays zugreift. Wer also sein Passwort eingibt, sollte besser
davon ausgehen, daß ihm dabei jemand dabei über die Schulter blickt.

8. Juli 2018
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PRESSEKONFERENZ/1706: Regierungspressekonferenz vom 6. Juli 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 6. Juli 2018

Regierungspressekonferenz vom 6. Juli 2018

Themen: Kabinettssitzung (Entwurf eines Gesetzes zum Bundeshaushalt
2019 und zum Finanzplan bis 2022), Termine der Bundeskanzlerin 
(deutsch-chinesische Regierungskonsultationen, Westbalkankonferenz in London,
Kabinettssitzung, Nato-Gipfel in Brüssel), Brief des Bundesinnenministers
an die EU-Kommission hinsichtlich der sicherheitspolitischen Zusammenarbeit
nach dem Brexit, Lage der Deutschen Bank, Todesstrafe in Japan, Flüchtlings-
und Asylpolitik, Lage in Syrien, Verstöße gegen Russland-Sanktionen,
Mobilfunkgipfel, Gespräch zwischen dem Botschafter der Vereinigten Staaten
von Amerika in Deutschland mit Vertretern von Automobilunternehmen, in der
Türkei inhaftierte deutsche Staatsbürger, völkerrechtliche Bewertung der
türkischen Militäroffensive auf Afrin, Forderungen nach staatlichen Hilfen
für zu erwartende Ernteausfälle, weitere Fälle von Vergiftungen mit
Nowitschok in England


Sprecher: StS Seibert, Petermann (BMI), Breul (AA), Friedrich
(BMVI), Baron (BMWi), Bürgelt (BMEL)



Vorsitzender Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS
Seibert sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag, meine Damen und Herren! Das Kabinett stand ganz im
Zeichen des Bundeshaushalts 2019 und des Finanzplans bis 2022. Den Entwurf
eines Gesetzes dazu hat das Kabinett beschlossen.

Weil der Bundesfinanzminister Ihnen das im Anschluss ausführlich vorstellen
wird, will ich es wirklich kurz machen. Die Bundesregierung setzt ihre
solide, zukunftsgerichtete Haushaltspolitik mit diesem Bundeshaushalt 2019
fort, der bereits zum fünften Mal in Folge ein Bundeshaushalt ohne neue
Schulden ist. Deutschland wird im Übrigen voraussichtlich 2019 das erste
Mal seit 2002, also seit 17 Jahren, wieder die 
Maastricht-Schuldenquotengrenze in Höhe von 60 Prozent unterschreiten.

Wir setzen Schwerpunkte. Wir setzen auf Wachstum. Wir steigern die
Investitionen zielgerichtet. Für wichtige Themen sind die nötigen Mittel
eingeplant. Ich nenne nur die bessere Kinderbetreuung in Kitas und Schulen,
den sozialen Wohnungsbau, die Qualifizierung von Langzeitarbeitslosen, den
Ausbau der Infrastruktur und die Digitalisierung. Wir werden Familien und
Geringverdiener weiter entlasten, zum Beispiel durch die Anhebung des
Grundfreibetrags, die Erhöhung von Kindergeld und Kinderfreibetrag und den
Abbau der sogenannten kalten Progression im Steuerrecht. Auch der
Kinderzuschlag wird erhöht.

Ebenso ist mehr Geld für die Verteidigung und die internationale
Entwicklungszusammenarbeit vorgesehen. Das Thema "Sicherheit und Ordnung"
bleibt auch sehr wichtig. Die Bundesregierung wird erhebliche zusätzliche
Mittel bereitstellen, um die personelle Ausstattung der Bundespolizei, des
Zolls und des BAMF zu stärken. - Mehr dazu wird sicherlich in großer
Detailfülle der Bundesfinanzminister sagen.

Das wäre schon der Bericht aus dem Kabinett.

Frage : Herr Seibert, nach Angaben der Bundesbank war Herr Weidmann heute
bei der Kabinettssitzung dabei. - Sie nicken. Was haben Sie besprochen?
Warum war er dabei?

StS Seibert: Einfach weil es üblich ist, dass der Bundesbankpräsident und
im Übrigen auch seine Stellvertreterin, wenn das Kabinett den Haushalt
beschließt, auch ihre Einschätzung der konjunkturellen und
finanzpolitischen Lage abgeben. Das hat er getan.

Frage : Vom Leiter des Bundespresseamtes würde mich interessieren, wie der
Haushalt des Bundespresseamts geplant ist. Brauchen Sie mehr Geld? Wofür?

StS Seibert: Das kann ich Ihnen aus dem Hut jetzt nichts sagen. Im Übrigen
sind die Haushaltsverhandlungen für 2019 ja auch überhaupt noch nicht
abgeschlossen. Dies ist der Gesetzentwurf der Bundesregierung. Die
parlamentarischen Beratungen dazu folgen; so ist das üblich. Da werden wir
wie alle anderen Ressorts auch - wir sind ja kein Ressort, sondern eine
Behörde - mit den Haushälter in Kontakt treten.

Zusatz : Aber Sie haben finanziellen Mehrbedarf angemeldet.

StS Seibert: Ich werde jetzt nicht Haushaltsverhandlungen in der
Regierungspressekonferenz führen - und nicht mit Ihnen!

Vorsitzender Szent-Iványi: Dann kommen wir zu den Terminen der Kanzlerin
und zu dem, was Sie noch aktiv zu sagen haben.

StS Seibert: Zu den öffentlichen Termine der Bundeskanzlerin in der
kommenden Woche:

Wir fangen gleich am Montag, den 9. Juli, an. Da finden die fünften 
deutsch-chinesischen Regierungskonsultationen hier in Berlin statt. Die
Bundeskanzlerin wird den chinesischen Ministerpräsidenten Li Keqiang gleich
um 11 Uhr zu einem Gespräch im kleinen Kreis treffen. Um 12 Uhr folgt dann
der Empfang mit militärischen Ehren für den Ministerpräsidenten und die aus
China Mitgereisten. Natürlich werden auch die deutschen Kabinettsmitglieder
anwesend sein. Um 12.30 Uhr folgt die Plenarsitzung unter dem gemeinsamen
Vorsitz der Bundeskanzlerin und des Ministerpräsidenten.

Schwerpunktthema der Regierungskonsultationen wird die Vertiefung der
deutsch-chinesischen Zusammenarbeit sein, natürlich vor allem auch Fragen
des Wirtschaftsaustausches.

Für 15 Uhr ist dann eine Unterzeichnungszeremonie für zwischenstaatliche
Vereinbarungen und für Unternehmensvereinbarungen geplant. Danach, gegen
15.20 Uhr, wird es eine gemeinsame Pressekonferenz der Bundeskanzlerin und
des Ministerpräsidenten geben, die dann beide um 17.30 Uhr im
Bundeswirtschaftsministerium am deutsch-chinesischen Forum für
wirtschaftliche und technologische Zusammenarbeit teilnehmen werden.
Geleitet wird dieses Forum von Bundesminister Altmaier und dem Vorsitzenden
der chinesischen nationalen Entwicklungs- und Reformkommission. Der Tag
wird dann mit einem gemeinsamen Abendessen auf Einladung der
Bundeskanzlerin enden.

Am Dienstagvormittag werden dann beide Regierungschefs, die Kanzlerin und
Ministerpräsident Li, in Tempelhof an einer Veranstaltung zum autonomen und
vernetzten Fahren teilnehmen.

Am Dienstagmittag wird die Bundeskanzlerin nach London zur
Westbalkankonferenz reisen. Das ist die fünfte Westbalkankonferenz in einer
Reihe, die 2014 - daran werden Sie sich vielleicht erinnern - hier in
Berlin auf Initiative der Bundesregierung ihren Anfang nahm. Bei den
Gesprächen wird es um die regionale Vernetzung, die regionale
Zusammenarbeit, Wirtschaftsfragen, Sicherheitsthemen und insbesondere auch
die Zusammenarbeit der Zivilgesellschaften, vor allem der Jugend, gehen.

Neben den Gastgebern Großbritannien und den sechs Westbalkanstaaten sind
auch Deutschland, Österreich, Frankreich, Italien, Kroatien, Slowenien,
Polen und - als Gäste - Griechenland und Bulgarien vertreten.

Erstmals werden am Vortag der Konferenz der Regierungschefs neben den
Außenministern auch die Innenminister teilnehmen. Das ist das Neue. Die
Wirtschaftsminister dieser Teilnehmerstaaten haben sich schon in Wien vor
zwei Tagen getroffen.

Im Anschluss an die Arbeitssitzung ist dann für 17.20 Uhr eine gemeinsame
Pressekonferenz der Bundeskanzlerin mit der Gastgeberin, Frau May, und
Polens Premier Morawiecki vorgesehen. Anschließend werden die
Regierungschefs gemeinsam zum St. James's Palace gehen, wo sie vom Prinzen
von Wales empfangen werden.

Am Mittwoch wird - dann wieder zum üblichen Zeitpunkt und am üblichen Tag -
um 9.30 Uhr die Sitzung des Bundeskabinetts stattfinden.

Am Mittwoch, den 11., wird die Bundeskanzlerin dann zum Nato-Gipfel nach
Brüssel reisen, der am 11. und 12. in Brüssel stattfinden wird, begleitet
von Verteidigungsministerin von der Leyen und Außenminister Heiko Maas. Im
Mittelpunkt der Gespräche der Bündnismitglieder werden die
Sicherheitsherausforderungen des Bündnisses stehen.

Am 12. Juli wird ein gemeinsames Treffen der Bündnispartner mit Georgien
und der Ukraine stattfinden, anschließend eine weitere Arbeitssitzung zum
Thema Afghanistan.

Am Montag, den 9., werden wir hier um 9 Uhr früh einen Briefing mit Herrn
Hecker zu diesem Thema veranstalten. - Das war es an Terminen!

Frage: Was erwartet die Bundesregierung von diesen Konsultationen mit
China? Was sind die wirklich wichtigen Themen?

Jetzt gibt es einen Handelskonflikt zwischen China und den USA und
vielleicht auch zwischen den USA und Deutschland. Was denkt die
Bundesregierung darüber? Wird Kanzlerin Merkel mit Ministerpräsident Li
über das Thema diskutieren?

StS Seibert: Sehr umfangreiche Fragen! - Deutschland und China sind gerade
auf wirtschaftlichem Gebiet, aber nicht nur dort, sehr enge Partner mit
einer großen Bedeutung, die das eine Land für das andere hat. Wir wollen
gerade bei den Wirtschaftsthemen noch weiter in der Zusammenarbeit
vorankommen. Aber es geht eben auch nicht nur um Wirtschaft. Das
Themenspektrum ist sehr breit - von den internationalen Handelsthemen, die
sicherlich auch Gesprächsgegenstand sein werden, bis hin zu Themen der
bilateralen Kooperation. Ich will dem hier nicht vorgreifen, aber ein
Beispiel der auch wirtschaftlich intensiven Kooperation und der in die
Zukunft gerichteten Innovationskooperation ist sicherlich das Thema
"autonomes und vernetztes Fahren". Deswegen wird es ja auch den gemeinsamen
Besuch der Präsentation in Tempelhof geben, wo Unternehmen darstellen
werden, in welchen Bereichen konkrete Kooperationen auf diesem Gebiet
möglich sind. Da wird eben auch eine vertiefte Zusammenarbeit angestrebt.

Das Thema Handel haben wir hier schon sehr oft besprochen, und das würde
ich jetzt nicht gerne noch einmal im ganz großen Stil auspacken. Ich will
nur für die Bundesregierung noch einmal die Überzeugung darlegen, dass
Handelskonflikte letztlich immer allen Beteiligten schaden.

Frage: Herr Seibert, ich habe noch eine Frage zum Ablauf. Sie haben ja
gesagt, es werde das Spitzentreffen und dann ein Treffen in großer Runde
geben. Wird es auch bilaterale Treffen der einzelnen Counterparts geben,
also im Bereich Wirtschaft, Verteidigung und Justiz? Ist das alles so
geplant?

StS Seibert: Das ist eine gute Frage, die ich Ihnen im Laufe dieser
Pressekonferenz beantworten zu können hoffe.

Frage : Können Sie, Herr Breul, da das Thema Menschenrechtsverletzungen ja
wahrscheinlich auch ein Thema sein wird, uns einen kurzen Überblick darüber
geben, wie die Einschätzung des Auswärtigen Amtes in Sachen
Menschenrechtsverletzungen in China ist?

Breul: Nein, das kann ich nicht tun. Sie wissen, dass die Menschenrechte
für uns ein sehr wichtiges Thema und ein hohes Gut sind und dass wir das in
den Gesprächen, die geführt werden, ansprechen. Eine sozusagen
vollumfängliche Analyse der Menschenrechtslage in China kann ich Ihnen
heute Morgen nicht liefern.

Zusatz : Eine vollumfängliche Analyse hat niemand gefordert, aber Sie
können ja wenigstens eine Einschätzung dazu abgeben, ob es in den letzten
Jahren besser geworden ist, ob es schlimmer geworden ist, ob Sie überhaupt
noch Kritik üben oder nicht.

Breul: Dazu habe ich schon gesagt: Menschenrechte sind für uns ein
wichtiges Thema, auch im Verhältnis zu China. Herr Seibert kann mit
Sicherheit bestätigen, dass wir diesem Thema auf allen Ebenen
Aufmerksamkeit widmen und das Thema ansprechen.

StS Seibert: Das Thema wie auch insgesamt die Entwicklung der
Zivilgesellschaft und ihrer Ausdrucksmöglichkeiten spielt in den Kontakt
mit China immer eine Rolle. Beispielsweise bei der letzten China-Reise der
Bundeskanzlerin - darüber haben wir hier auch berichtet - hatte sie auch
eine Begegnung mit Menschenrechtsanwälten und mit Angehörigen von
Menschenrechtsanwälten, die mittlerweile in Haft sind.

Frage: Könnten bei den deutsch-chinesischen Konsultationen auch
mehrstaatliche Handelsabkommen eine Rolle spielen?

StS Seibert: Ich will diesen Konsultationen und dem Gespräch der
Bundeskanzlerin mit dem Ministerpräsidenten nicht vorgreifen. Das Thema
Handel ist derzeit sicherlich für beide Partner wichtig.

Frage : Herr Seibert, kann man denn sagen, dass Deutschland und China oder
die EU und China vor dem Hintergrund des eskalierenden Handelsstreits
zwischen den USA und China jetzt enger zusammenrücken?

StS Seibert: Das eine kann man sicherlich nicht gegen das andere in
Stellung bringen oder gegen das andere aufrechnen. Wir haben ein großes
Interesse an funktionierenden und eben nicht strittigen Handelsbeziehungen
zu den USA, und wir haben ein sehr starkes Handelsinteresse gegenüber
China.

Frage: Herr Seibert, Sie sprachen an, dass es eine ganze Reihe von
Vereinbarungen geben soll, die unterschrieben werden - staatlicherseits,
aber auch von Unternehmen oder wirtschaftlicherseits. Nun hat China - ich
glaube, seit heute sind die neuen US-Sanktionen in Kraft beziehungsweise
weitere angekündigt - angekündigt, Gegenmaßnahmen zu ergreifen.
Wirtschaftsexperten gehen davon aus, dass das auch massiven Einfluss auf
deutsche Unternehmen und den deutsch-chinesischen Handel haben wird, obwohl
der Streit eigentlich im Moment nur zwischen den USA und China ausgetragen
wird. Haben solche Vereinbarungen dann überhaupt einen Sinn? Sind sie
substanziell überhaupt haltbar, wenn derartig gravierende Auswirkungen auf
den Handel zwischen China und Deutschland zu befürchten sind?

StS Seibert: Nun sollten wir einmal abwarten, welche zwischenstaatlichen
Vereinbarungen und welche Unternehmensvereinbarungen unterzeichnet werden.
Dann wird man sicherlich auch konkreter über das eine oder andere sprechen
können beziehungsweise dann werden die Unternehmen es tun können. Wir gehen
davon aus, dass es diese Vereinbarungen geben wird und dass die auch ihren
Sinn haben.

Zusatzfrage: Zum Westbalkangipfel: Gibt es einen Grund dafür, dass zum
Beispiel Serbien und, glaube ich, Bosnien-Herzegowina nicht teilnehmen?
Kroatien dagegen nimmt teil.

StS Seibert: Nach meinen Informationen wird Bosnien-Herzegowina teilnehmen.
Aber dieses Jahr sind nicht wir die Veranstalter und Gastgeber, sondern es
ist die britische Regierung. Da müsste ich jetzt, ehrlich gesagt, erst noch
einmal herausfinden, was die konkrete Teilnehmerliste ist. Aber nach meinen
Informationen wird Bosnien-Herzegowina dabei sein.

Frage: Ich habe eine Frage an das Innenministerium und anschließend an den
Regierungssprecher. Frau Petermann, die "Financial Times" zitiert heute
ausführlich aus einem Brief, den Minister Seehofer an die Brüsseler 
EU-Kommission geschrieben habe, und zwar mit der Forderung, dass
Großbritannien auch nach dem bevorstehenden Brexit ohne Einschränkung in
den europäischen Sicherheitsstrukturen - beispielsweise Europol und diverse
Sicherheitsdatenbanken - vertreten sein soll. Können Sie die Existenz
dieses Briefs und den Inhalt bestätigen?

Herr Seibert, war dieses Schreiben gegebenenfalls mit dem Bundeskanzleramt
abgesprochen? Spiegelt es die Position der Bundesregierung wider?

Petermann: Ich kann gerne beginnen. Das war ein Schreiben des
Bundesinnenministers, in dem es ihm ausdrücklich darum ging, dass die
Sicherheit Europas, die Sicherheit der Bürger hier in Deutschland und in
Europa auch nach einem Brexit gesichert sein soll. Das war das Ziel dieses
Schreibens des Ministers.

StS Seibert: Ich kann dazu sagen, dass die Bundeskanzlerin ja vielfach
ihren Wunsch ausgedrückt hat, dass zwischen Großbritannien und Deutschland
beziehungsweise zwischen Großbritannien und der Europäischen Union auf dem
Gebiet der Außen- und Sicherheitspolitik auch nach dem Brexit ein enges und
intensives Verhältnis und eine enge und intensive Zusammenarbeit herrschen
mögen. Sie hat sich dazu in diese Richtung auch gestern bei der Begrüßung
der britischen Premierministerin geäußert. Insofern ist das auch ihr
Anliegen.

Zusatzfrage: War der Brief denn mit dem Kanzleramt abgestimmt?

StS Seibert: Ich äußere mich grundsätzlich nicht zur Kommunikation von
Ministerien mit der Europäischen Kommission. - Dies ist die Haltung der
Bundeskanzlerin.

Frage: Wenn ich das, was aus dem Brief bekannt ist, richtig verstehe,
plädiert Horst Seehofer dafür, dass die Sicherheit bei den Verhandlungen
über den Brexit über allem anderen stehen solle. Wenn ich Herrn Barnier,
den Verhandler, richtig verstehe, hat er in einer Rede, die er im Mai
gehalten hat, genau das gesagt, also dass es ein strategischer Fehler wäre,
wenn man Dinge vermische und da möglicherweise einen Kuhhandel mache. Jetzt
ist die Frage: Zielt das tatsächlich auf die Verhandlungsführung von Herrn
Barnier ab, oder ist das eine ganz allgemein gehaltene Sorge, die der
Minister da gegenüber Brüssel ausgesprochen und platziert hat?

Petermann: Letzteres ist der Fall. Es ist eine allgemeine Sorge, die dem
Minister allerdings auch sehr wichtig ist. In keiner Weise möchte er
Einfluss nehmen auf die Koalition als Verhandlungspartner.

Frage: Ich hätte gerne eine Stellungnahme zu einem Bericht der
Wirtschaftswoche. Und zwar schreiben die, dass sich die Bundeskanzlerin in
einem Gespräch mit dem UBS-Verwaltungspräsidenten Weber nach der Lage der
Deutschen Bank erkundigt habe. Hintergrund sind offenbar Gedanken großer
Finanzinstitute, bei der Deutschen Bank einzusteigen. Trifft das zu?
Beobachtet die Bundesregierung grundsätzlich, ob es Interessenten für einen
Einstieg bei der Deutschen Bank gibt?

In demselben Artikel wird auch geschrieben, dass Herr Weidmann in diesem
Gespräch mit der Bundeskanzlerin als Nachfolger von Draghi an der Spitze
der EZB ins Gespräch gebracht worden sei. Vielleicht können Sie auch dazu
etwas sagen?

StS Seibert: Die Berichterstattung zu angeblichen Inhalten eines Gesprächs
der Bundeskanzlerin mit Herrn Weber haben wir mit Erstaunen zur Kenntnis
genommen. Das ist rein spekulativ und kann nicht bestätigt werden. Im
Übrigen bleibt es dabei, dass ich aus vertraulichen Gesprächen der
Bundeskanzlerin nicht berichte.

Die EZB-Personalie steht erst im Jahre 2019 an und muss deswegen von mir
hier nicht kommentiert werden.

Frage : Herr Seibert, ist es denn richtig, dass die Bundesregierung auch
die Kursentwicklung der Deutschen Bank beobachtet und auch eventuelle
Interessenten?

StS Seibert: Ich habe gesagt, ich kann diesen Bericht nicht bestätigen; der
ist spekulativ, die Inhalte sind angebliche Inhalte. Mehr habe ich dazu
nicht zu sagen.

Natürlich guckt die Bundesregierung, wie es insgesamt großen und wichtigen
Unternehmen der deutschen Wirtschaft geht. Das gilt aber für sehr viele.
Das verfolgen wir natürlich mit Interesse. Die Deutsche Bank ist ein
privatwirtschaftliches Unternehmen, und wie bei anderen
privatwirtschaftlichen Unternehmen auch vertraut die Bundesregierung
darauf, dass der Vorstand eine gute Strategie verfolgt.

Frage: Ich habe eine Frage zur Todesstrafe in Japan. Heute wurden in Tokio
sieben Personen hingerichtet. Wie bewertet Deutschland das?

StS Seibert: Die Menschenrechtsbeauftragte der Bundesregierung hat sich
dazu schon geäußert; ich will auf Ihre Frage hin trotzdem noch einmal etwas
sagen.

Man muss sich zunächst einmal daran erinnern, was für ein
verabscheuungswürdiges Verbrechen dieser Giftgasanschlag in der Tokioter 
U-Bahn 1995 war - ein Verbrechen, dem damals zahlreiche Menschen zum Opfer
gefallen sind. Es gab Tote, es gab unzählige Verletzte, und es gibt
Menschen, die heute noch an den schweren Folgen dieses Anschlags leiden.
Das ist das eine.

Wir haben nun auch die Meldungen über die Vollstreckung der Todesstrafe
gegen den Sektenführer und weitere Mitglieder dieser Sekte zur Kenntnis
genommen. Sie kennen die Haltung der Bundesregierung zur Todesstrafe: Wir
sind für die bedingungslose Abschaffung der Todesstrafe, und diese Haltung
vertreten wir auch gegenüber befreundeten Staaten.

Frage : Herr Breul, hat der deutsche Botschafter in Japan darüber mit der
Regierung geredet?

Breul: Die Nachricht hat uns ja heute ereilt. Die Beauftragte der
Bundesregierung für Menschenrechte hat sich - Herr Seibert hat es gerade
schon gesagt - mit einem Statement geäußert. Ich denke, damit ist der
japanischen Seite sozusagen zur Kenntnis gegeben worden, was die Position
der Bundesregierung ist. Ich glaube nicht, dass darüber hinaus weitere
Gespräche notwendig sind.

Frage: Ich habe zwei Fragen an Frau Petermann zum gestrigen Kompromiss der
Koalition zum Thema Asylpolitik.

Es kursiert jetzt eine Zahl von fünf bis zehn Fällen pro Tag, die das Thema
Transitverfahren betreffen könnte. Es hieß bislang immer, es gebe
eigentlich keine Zahlen dazu, wie viele Leute an der Grenze ankommen, die
schon woanders registriert sind. Können Sie da einmal ein bisschen
Erhellung bringen? Gibt es jetzt Zahlen, und falls ja: Wie hoch sind die
und worauf stützen die sich?

Meine zweite Frage bezieht sich auf das Thema Schleierfahndung: Welche
konkreten Überlegungen gibt es da denn schon? Soll das in Verantwortung der
Bundespolizei oder in Verantwortung der neuen bayerischen Grenzpolizei
geschehen? Wie viele Polizisten sollen da im Einsatz sein?

Petermann: Die fünf Personen pro Tag bezogen sich auf die Fälle der
Kategorie 1, die pro Tag an der Grenze aufgegriffen werden. Bei dieser Zahl
gibt es auch keine Veränderungen.

Zu der Schleierfahndung: Das kann ich jetzt dem Beschluss so nicht
entnehmen. Ganz grundsätzlich gibt es an der deutsch-österreichischen
Grenze in Bayern drei Übergangsstationen, die ständig, also 24/7, bewacht
werden. Darüber hinaus gibt es und wird es an der Grenze natürlich auch im
Rahmen einer Schleierfahndung Maßnahmen geben. Ins Landesinnere hinein
sollen - das ist richtig, das ist aber ein anderer Fall in dieser
Vereinbarung - verstärkt Schleierfahndungen vorgenommen werden. Das
betrifft dann aber andere Fälle, und nicht die Kategorie-1-Fälle an der
Grenze zu Österreich. Das sind dann letztlich vielmehr die Dublin-Fälle,
die schon im Land sind.

Zusatzfrage: Für die soll es dann ja die beschleunigten Verfahren in den
Ankerzentren geben. Das heißt, diese Schleierfahndungen beziehen sich dann
auch nicht nur auf die deutsch-österreichische Grenze, sondern auf alle
Grenzen?

Petermann: Genau.

Frage: Frau Petermann, im Beschluss der Koalition steht ja auch, dass in
dem Moment, in dem es Kategorie-1-Migranten aus einem Land sind, mit dem es
kein Verwaltungsabkommen zur Rückführung gibt, auf der Basis einer
Vereinbarung mit der Republik Österreich zurückgewiesen werde. Erstens
klangen die Ausführungen des Bundesinnenministers in Wien gestern etwas
anders. Zweitens hat sich der österreichische Bundeskanzler eben
ausdrücklich auf diese Passage der Koalitionsvertrag hin noch einmal
geäußert und hat gesagt: Es wird solche Abkommen nicht geben. Was ist denn
der Stand im Bundesinnenministerium? Hofft man, dass so ein Abkommen noch
zustande kommt? Verhandelt man bereits darüber? Hat der Innenminister das
gestern im Gespräch mit Herrn Kurz dezidiert angesprochen?

Petermann: Natürlich war das auch Gegenstand des Gespräches gestern. Wir
sind uns allerdings alle darüber im Klaren - im Übrigen in bester
Übereinstimmung zwischen Deutschland und Österreich -, dass 75 Prozent der
Fälle, über die wir sprechen, nicht aus Österreich kommen, also nicht als
Asylsuchende in Österreich registriert sind beziehungsweise dort ihren
Erstantrag gestellt haben, sondern aus Italien und Griechenland kommen.
Diese Gruppen, die ja nun wesentlich größer sind, sind natürlich auch die
wichtigeren Gruppen, und deswegen beabsichtigt der Bundesinnenminister,
zunächst einmal mit Italien und mit Griechenland Vereinbarungen
abzuschließen. In der Pressekonferenz des Bundesinnenministers mit Herrn
Kurz gestern wurde auch deutlich: Erst, wenn diese Vereinbarungen nicht
zustande kommen sollten, wird man noch einmal gemeinsam überlegen.

Zusatzfrage: Das heißt, im Moment gibt es keine Bemühungen der
Bundesregierung, mit Österreich ein solches Abkommen auszuhandeln?

Petermann: Mit Österreich besteht bestes Einvernehmen, was das Grenzregime
angeht. Es gibt ja auch jetzt schon Zurückweisungen, nämlich derer, die
über keine Papiere verfügen, und derer, die mit einer Einreisesperre belegt
sind. Da gibt es auch überhaupt keine Veränderungen zum bisherigen Stand.
Ansonsten soll ja mit Österreich gemeinsam am Vorabend des JI-Rates auch
mit Italien gesprochen werden, um auch dort gemeinsame Vereinbarungen
hinzubekommen.

Zusatzfrage: Strebt die Bundesregierung ein solches Abkommen mit Österreich
an oder tut sie das im Moment nicht? Das ist ja eine ganz klare Frage.

Petermann: Ich habe das gesagt, was dazu zu sagen ist. Das heißt, im
Augenblick besteht da nicht der Bedarf, weil der Hauptbedarf im Hinblick
auf Italien und Griechenland besteht. Erst danach wird noch einmal mit
Österreich gesprochen, sollte es Bedarf geben.

Frage : Frau Petermann, angesichts der Aussage von Herrn Seehofer, dass er
Staus an der Grenze vermeiden will: Wie will er das denn mit der
Schleierfahndung machen, ohne auf Racial Profiling zurückzugreifen?

Petermann: Diesen Begriff würde ich im Zusammenhang mit der
Schleierfahndung nicht an die erste Stelle stellen. Ich glaube, darüber ist
hier auch schon sehr viel gesprochen worden; das sollten wir jetzt nicht
noch einmal wiederholen.

Zusatz : Sie wissen, was mit dem Begriff gemeint ist, und wenn man mit
Polizeiexperten redet, dann erfährt man, dass das für sie einer der wenigen
Wege ist, das ohne viel Aufwand und ohne Stau hinzubekommen. Nur ist Racial
Profiling ja verboten.

Petermann: Darum bleibe ich bei dem, was ich gesagt habe.

Frage: Herr Seibert, der Bundesinnenminister hat gestern noch einmal
betont, dass er denkt, dass es schwierige Gespräche mit den anderen 
EU-Staaten werden und dass er es wahrscheinlich für notwendig hält, dass sich
da auch die Regierungschefs noch einmal einschalten. Sieht die Kanzlerin
das genauso, und plant sie da Entsprechendes?

StS Seibert: Grundsätzlich gilt, dass solche Vereinbarungen zunächst auf
Ebene der zuständigen Fachminister getroffen werden. Es gibt ja nun auch
schon Gespräche - siehe gestern in Wien, siehe demnächst mit dem
italienischen und dem österreichischen Innenminister und auch im Vorfeld
der bevorstehenden EU-Innenministerkonferenz. Die Bundeskanzlerin hatte
aber auch vorher schon angekündigt, dass auch sie sich in diesem
Gesamtthema weiter einbringen wird, so wie sie es beim Europäischen Rat
natürlich auch im direkten Gespräch mit den Regierungschefs anderer Staaten
getan hat.

Frage: Frau Petermann, die Haltung beziehungsweise die Forderung des
Bundesinnenministers war ja zunächst, dass alle im EURODAC auch nur
registrierten Migranten an der Grenze zurückgewiesen werden können. Jetzt
ist es ja nach der neuen Übereinkunft so, dass sie zumindest ein
Asylverfahren in einem anderen Land eröffnet haben müssen. Woher kam denn
dieser Wechsel? Denn das betrifft dann natürlich erheblich weniger
Menschen.

Petermann: Das betrifft erheblich weniger Menschen. Das ist vereinbart
worden erstens in der Unionsfraktion und zweitens auch gestern im
Koalitionsausschuss.

StS Seibert: Ich habe noch diverse Nachreichungen.

Erstens ist vorhin nach den Teilnehmerländern der Westbalkankonferenz
gefragt worden. Ich hatte ja schon gesagt: Bosnien-Herzegowina ist dabei.
Als Westbalkanland ist auch Serbien dabei; da ist die Information des
Kollegen, der das gefragt hat, also nicht zutreffend.

Zweitens zum Thema deutsch-chinesische Regierungserklärungskonsultationen
und zur Frage, ob die Minister auch bilaterale Treffen untereinander haben
werden: Ja, so ist es generell geplant.

Dann würde ich gerne noch etwas im Namen der Bundesregierung zu den
Ereignissen in Syrien sagen:

Die Bundesregierung verurteilt die erneute Eskalation der Gewalt an der
syrisch-Jordanischen Grenze. Die von Russland und Iran unterstützte
militärische Offensive des Assad-Regimes hat zu einer katastrophalen
humanitären Lage geführt. Über 320 Menschen mussten fliehen, und die
Versorgung der Geflüchteten wird durch die massiven Kampfhandlungen noch
erschwert.

Wir appellieren insbesondere an Russland als Verbündetem des Regimes und
als Kriegspartei, die im Rahmen einer Deeskalationszone mit Jordanien und
den USA vereinbarte Waffenruhe unverzüglich wiederherzustellen und
humanitäre Zugänge zu den Menschen in Not zu ermöglichen.

Wir begrüßen die Jordanischen Bemühungen, die Menschen in Syrien humanitär
zu versorgen. Jordanien leistet Großartiges mit Blick auf die syrische
Flüchtlingskrise, es verdient die Unterstützung der internationalen
Gemeinschaft. Die Bundeskanzlerin hat Jordanien bei ihrem dortigen Besuch
Ende Juni eine weitere Unterstützung in Höhe von 100 Millionen US-Dollar
zugesagt. Wir werden Jordanien auch weiterhin unterstützen.

Prioritär muss jetzt sein, die Waffenruhe im Südwesten Syriens
wiederherzustellen und die humanitären Zugänge sicherzustellen.

Frage : Zu den Krim-Sanktionen: Nach der Geschichte mit den Gasturbinen von
Siemens stehen jetzt zwei deutsche Reedereien im Verdacht, gegen das
Sanktionsregime verstoßen zu haben, indem sie Titanerz auf die Krim
geliefert haben oder zumindest dabei geholfen haben. Herr Seibert oder Frau
Baron, ist dieser Sachverhalt der Bundesregierung bekannt, und wie schätzen
Sie das ein?

Baron: Wir verfolgen die Meldungen natürlich. Zu konkreten Einzelfällen
oder Sachverhalten kann ich keine Stellung abgeben, denn Sie wissen ja: Es
gibt das geltende Sanktionsregime. Das ist natürlich zum einen die
Sanktionsverordnung für die Krim und Sewastopol und das ist zum anderen die
Sanktionsverordnung für Russland. Beide Sanktionsverordnungen richten sich
an die Unternehmen; Unternehmen sind also dazu aufgerufen, das geltende
Recht zu prüfen und sich daran zu halten. Die Verordnungen sind
strafbewehrt. Insofern ist es zum einen natürlich Aufgabe der Unternehmen,
die Einhaltung dieser Sanktionen sicherzustellen, und da die Regelungen
strafbewehrt sind, ist es Aufgabe der strafrechtlichen Ermittlungsbehörden,
tätig zu werden, falls sie Hinweise erhalten, und diesen Hinweisen
nachzugehen. Die Zuständigkeit dafür liegt eben bei den strafrechtlichen
Ermittlungsbehörden. Die Bundesregierung oder das
Bundeswirtschaftsministerium sind keine strafrechtlichen
Ermittlungsbehörden.

Zusatzfrage : Mit welchen Konsequenzen müssen denn die Reedereien rechnen,
falls sich der Verdacht bestätigt?

Baron: Die Regelung in den Sanktionsverordnungen und die Umsetzung im
nationalen Recht sind eben strafbewehrt. Das kann über Strafgelder,
Bußgelder oder weitere Sanktionen gehen und hängt vom Einzelfall ab. Auch
das ist wieder Aufgabe der strafrechtlichen Ermittlungsbehörden.

Frage: Wenn die Berichte so stimmen, dann haben die Unternehmen ja nicht
direkt auf die Krim geliefert, sondern nach Südrussland, von wo aus dann
weitergeliefert wurde. Das heißt ja auch, dass Unternehmen nur begrenzt in
der Lage sind, Einfluss darauf zu nehmen, wohin Russland dann irgendwelche
Güter weiterschafft. Als es damals um die Siemens-Turbinen ging, gab es
Gespräche zwischen Herrn Putin und dem damaligen Wirtschaftsminister
Gabriel, und Putin hatte zugesichert, dass die Sachen in Südrussland
verbleiben. So ganz kann man sich da also wohl auch nicht auf die
Zuständigkeit der Strafverfolgungsbehörden zurückziehen. Welche
Möglichkeiten gibt es denn da, seitens der Politik Einfluss auf Russland zu
nehmen, damit solche innerrussischen Verschiebespiele unterbleiben?

Baron: Wie dargestellt: Zunächst einmal ist das Sanktionsregime so, wie es
ist. Es richtet sich an die Unternehmen, und sollte es irgendwelche
Hinweise geben, dann ist die Sachverhaltsaufklärung Aufgabe der
strafrechtlichen Ermittlungsbehörden. Natürlich ist es das Interesse des
Bundeswirtschaftsministeriums und der Bundesregierung, dass das
Sanktionsregime gilt und auch von keiner Seite unterlaufen wird. Es ist
aber eben ein Sanktionsregime, das in dieser Form ein Rechtsregime ist, das
sich an Unternehmen und strafrechtliche Ermittlungsbehörden richtet.

Zusatz: Das beantwortet aber noch nicht die Frage, ob Sie irgendeine
politische Einflussmöglichkeit sehen.

Baron: Wie gesagt: Die Sachverhaltsaufklärung ist zunächst einmal nicht
Aufgabe der Bundesregierung, sondern der strafrechtlichen
Ermittlungsbehörden. Das ist der aktuelle Stand. Über anderes kann ich
derzeit nicht berichten.

Frage : Herr Seibert, innerhalb der Regierungspartei gibt es jetzt auch
ziemlich laute Stimmen, die zumindest zu einer Diskussion über das
Sanktionsregime aufrufen. Was hält die Bundeskanzlerin davon? Man spricht
nicht von der Aufhebung oder einer Liberalisierung der Sanktionen, sondern
es geht um eine Diskussion darüber.

StS Seibert: Die Haltung der Bundeskanzlerin und der Bundesregierung
insgesamt hat sich in dieser Frage nicht geändert. Auf europäischer Ebene,
auf der diese Beschlüsse gefasst werden, ist der Beschluss gefasst worden,
die Sanktionen zu verlängern.

Frage : Ich habe eine Frage an das Verkehrsministerium. Kommende Woche
findet offenbar der Mobilfunkgipfel statt. Ich habe dazu keine Infos
bekommen. Haben Sie Infos dazu, oder geben Sie dazu noch eine
Pressemitteilung heraus?

Friedrich: Ich kann Ihnen den Termin bestätigen. Der Mobilfunkgipfel findet
am Donnerstag, den 12. Juli, statt. Weitere Informationen und Details kann
ich Ihnen in der Tat jetzt noch nicht geben, aber wir werden sie Ihnen
zeitnah zur Verfügung stellen.

Frage: Ich hätte gern eine Stellungnahme zu Überlegungen, die offenbar der
US-Botschafter und Vertreter großer Automobilfirmen angestellt haben. Es
geht um den wechselseitigen Verzicht von Autoimportzöllen der EU und der
USA. Wird das befürwortet? Wäre das eine Verhandlungsposition, die man
Juncker mit auf den Weg gibt? Wie wird das eingeschätzt?

Baron: Wir haben diese Gespräche und die Berichterstattung darüber
natürlich verfolgt. Gespräche Dritter kann ich im Einzelnen nicht
kommentieren. Ich möchte an dieser Stelle nur darauf verweisen, dass für
Handelspolitik die Europäische Kommission zuständig ist und dass die
Verhandlungen und Gespräche natürlich dort laufen müssen. Wir haben immer
deutlich gemacht, dass wir in der Bundesregierung eine gemeinsame
europäische Position verfolgen.

StS Seibert: Ich könnte noch hinzufügen, dass Kommissionspräsident Juncker
plant, Ende dieses Monats nach Washington zu reisen. Er wird dort die
europäische Sicht noch einmal darlegen. Wir begrüßen, dass die Gespräche
mit den amerikanischen Partnern trotz allen Differenzen weitergeführt
werden.

Frage : Frau Baron, mich würde die Position der Bundesregierung schon
interessieren. Würde die Bundesregierung, würde Herr Altmaier die Position
unterstützen, dass man im europäisch-amerikanischen Kfz-Handel auf Zölle
komplett verzichten kann?

Baron: Ich kann, wie gesagt, jetzt nicht vorgreifen. Sie wissen um die
Zuständigkeit der Europäischen Kommission dafür. Natürlich besteht ein
enger Austausch mit der Europäischen Kommission. Wichtig ist, dass diese
Verhandlungen in den Kreisen, in denen sie stattfinden müssen, nämlich
zwischen den Mitgliedsstaaten und der Europäischen Kommission, zu gegebener
Zeit geführt werden. Ganz wichtig für uns - das hatte ich dargestellt - ist
eine gemeinsame europäische Haltung, und dass sich Europa an dieser Stelle
nicht auseinanderdividieren lässt. Aber in nähere Details kann ich zu
diesem Zeitpunkt nicht einsteigen.

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hat sich gestern in einer Pressekonferenz
auch zu diesem Thema geäußert. Sie hat klargemacht, dass uns am Abbau von
Handelshemmnissen gelegen ist und dass sie auch zu Verhandlung über Zölle
im Automobilbereich mit mehreren Staaten bereit ist, also nicht allein mit
den Vereinigten Staaten. Sie hat das mit den Regeln der
Welthandelsorganisation auch genau begründet.

Frage: Es hieß, dieses Treffen mit Botschafter Grenell sei auf Initiative
der deutschen Autoindustrie zustande gekommen. Hat es dazu eine vorherige
Absprache mit der Bundesregierung gegeben, oder wird es jetzt Standard,
dass deutsche Unternehmen praktisch eigene Außenpolitik und eigene
Außenwirtschaftspolitik treiben?

StS Seibert: Der Sachverhalt ist ja völlig klar: Für Verhandlungen über
Handelsthemen ist die Europäische Kommission zuständig, und sie steht in
direktem Kontakt mit der amerikanischen Regierung, siehe den Besuch von
Kommissionspräsident Juncker in Washington in diesem Monat.

Zusatz: Das war nicht meine Frage. Meine Frage war, ob es mit der
Bundesregierung abgestimmt war.

StS Seibert: Das Treffen ist uns bekannt.

Zusatz: Das ist auch nicht genau die Antwort auf meine Frage. War es vorher
mit der Bundesregierung abgestimmt?

StS Seibert: Ich habe mich dazu jetzt ausreichend geäußert, finde ich.

Breul: Ich kann vielleicht hinzufügen, dass es für deutsche Botschafter im
Ausland durchaus üblich ist, sich mit Wirtschaftsvertretern vor Ort zu
treffen.

Frage : Herr Breul, was machen die politischen Gefangenen in der Türkei?
Wie viele gibt es aktuell? Gibt es aktuell vielleicht einen, der keine
konsularische Betreuung genießt?

Breul: Dazu habe ich heute keinen neuen Stand. Es ist der alte, der Ihnen
vorliegt.

Zusatzfrage : Und die völkerrechtliche Bewertung des Angriffs auf Afrin?

Breul: Auch dazu habe ich heute keinen neuen Stand.

Frage: An das Landwirtschaftsministerium: Wegen der Dürre rechnet der
Deutsche Bauernverband mit erheblichen Ernteausfällen. Betriebe sollen
teilweise in Existenznot geraten. Deswegen fordert er staatliche Hilfen,
entweder in Form steuerlicher Erleichterungen oder anderer Mittel.

Gibt es in Ihrem Ministerium Überlegungen dazu?

Bürgelt: Im Ministerium verfolgen wir natürlich die aktuelle Wetterlage;
das ist ganz klar. Grundsätzlich gilt aber, dass für eventuelle
Erleichterungen und Hilfen erst einmal die Länder zuständig sind. Im
Übrigen sind wir jetzt im Anfang des Julis. Man muss natürlich die
Gesamternte abwarten. Im August werden dann Berichte vorliegen, sodass wir
die Lage, wie gesagt, in ihrer Gesamtheit bewerten und dann natürlich dazu
auch in Gesprächen sein werden.

Zusatzfrage: Bedeutet die Tatsache, dass Sie die Lage erst in ein paar
Monaten bewerten, dass Sie in ein paar Monaten Hilfen doch nicht
ausschließen, oder gibt es jetzt schon eine Entscheidung, dem Wetter den
Lauf zu lassen?

Bürgelt: Eine Entscheidung gibt es definitiv noch nicht. Wie gesagt: Wir
beobachten das Ganze. Das Ganze ist mit Sorge zu betrachten. Natürlich sind
grundsätzlich die Länder zuständig, aber man muss die Gesamtsituation
betrachten. Dabei geht es zum einen um die geografische Lage und zum
anderen um das Ausmaß der Ernteausfälle. Darüber wird nach der Gesamternte
entschieden werden.

Frage : Eine Lernfrage: Welche Voraussetzungen müssen vorliegen, damit es
zum Beispiel zu Katastrophenhilfe kommen kann? Der Landwirtschaftsminister
in Mecklenburg-Vorpommern hat das ja zu beantragen versucht. Er sucht auch -
 so will ich es einmal nennen - Verbündete, die ähnliche Probleme haben -
Schleswig-Holstein, Niedersachsen usw. Reicht das, um dieses Problem auf
Bundesebene anzugehen? Gibt es Bundeskatastrophenhilfe, oder ist das nur
auf EU-Ebene möglich? Wenn ja, was muss auf EU-Ebene geschehen? Braucht es
noch andere Länder, die ähnliche Probleme haben?

Bürgelt: Die Antwort zu Fragen nach der EU-Ebene müsste ich Ihnen
nachreichen. Das kann ich Ihnen jetzt nicht beantworten.

Zunächst konzentrieren wir uns wirklich auf das, was in den Bundesländern
passiert. Das liegt, wie gesagt, erst einmal in der Zuständigkeit der
Bundesländer. Im nächsten Schritt geht es dann weiter an den Bund, wenn es
denn geografisch übergreifend zu Problemlagen kommt. - Alles Weitere zur EU
reiche ich Ihnen gern nach.

Zusatzfrage : Welches sind denn die Voraussetzungen für Katastrophenhilfe
auf Bundesebene?

Bürgelt: Es gibt, wie gesagt, mehrere. Ich weiß, dass es zum einen vom
geografischen Ausmaß des Ganzen abhängt, also davon, wie viele Bundesländer
betroffen sind. Bisher ist der Nordosten besonders hart von der Trockenheit
betroffen. Zum anderen geht es in einem weiteren Schritt auch darum,
welches Ausmaß die Ernteausfälle insgesamt haben.

Frage: Eine Frage an die Bundesregierung zum Giftzwischenfall in Amesbury:
Hat sich die Bundesregierung schon eine fundierte Meinung dazu gebildet?
Fühlt sich die Bundesregierung durch die britische Regierung ausreichend
und angemessen über den Zwischenfall informiert?

Breul: Wir sind sehr bestürzt, dass in Großbritannien erneut Menschen in
Lebensgefahr schweben, nachdem die Opfer mit einem Nervengift in Berührung
gekommen sind. Den aktuellen Vorfall können wir jedoch nicht kommentieren.
Die Ermittlungen der britischen Behörden vor Ort laufen. Wir haben die
Erklärung von Scotland Yard zur Kenntnis genommen, dass es sich bei dem
Giftstoff um Nowitschok handelt. Wir haben aber auch die Äußerungen des
britischen Innenministeriums zur Kenntnis genommen, wonach die britischen
Ermittler derzeit davon ausgehen, dass kein weiterer gezielter Anschlag,
sondern wohl eher eine Sekundärkontamination stattgefunden hat.

Freitag, 6. Juli 2018
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MELDUNG/598: Klöckner - "Wir werden das Ausmaß der Ernteschäden genau in den Blick nehmen müssen" (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Presseinformation vom 07.06.2018

Julia Klöckner: "Wir werden das Ausmaß der Ernteschäden genau in den
Blick nehmen müssen."

Extreme Trockenheit in Nord- und Ostdeutschland



Die langanhaltende Trockenperiode macht den Landwirten in Nord- und
Ostdeutschland zurzeit Probleme. Durch die Dürre könnten die Getreide- und
Rapserträge in diesen Regionen das Niveau der vergangenen Jahre deutlich
unterschreiten.

Die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner, ist
mit den Landwirten im Gespräch dazu und verfolgt die Situation mit Sorge:
"Kein Bauer fährt freiwillig seine notreife Ernte früher ein. Das ganze
Jahr arbeiten die Bauern für unsere Lebensmittel - und dann stehen sie vor
trockenen Böden und Pflanzen. Das ist bitter."

Während der Obstanbau keine Beeinträchtigungen der Ernte erwartet, schadet
die extreme Trockenheit besonders dem Getreide- und Rapsanbau. "Mein
Ministerium prüft nach Abschluss der Ernte eingehend das Ausmaß der
Ernteschäden."

Hintergrund:

Für Hilfsmaßnahmen bei Extremwetterereignissen - zu denen auch extreme
Trockenheit zählt - sind nach der Kompetenzverteilung die Länder zuständig.
Bei Ereignissen von nationalem Ausmaß kann auch der Bund ausnahmsweise
Hilfen leisten. Eine Bilanz der Schäden kann erst nach der Ernte gezogen
werden. Im August legt das Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft seinen alljährlichen Erntebericht vor.

 * 
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HERRSCHAFT/1785: Friedlos - über den Tod hinaus ... (SB)




Die 28jährige Sophia war Mitglied der Jusos und in der Flüchtlingsarbeit
engagiert. Reisen sollte allen Menschen möglich sein, war die feste Überzeugung
der Aktivistin, die selber häufig trampte. Zwischen Kriegs- und
Wirtschaftsflüchtling zu unterscheiden und Menschen in ihrer Bewegungsfreiheit
dementsprechend einzuschränken lehnte sie aus guten, humanen Gründen ab. 
Mehrmals hatte sie auf der griechischen Insel Lesbos die
Flüchtlingshilfsorganisation No Border Kitchen unterstützt. Sie war nicht nur
Verfechterin der Willkommenskultur der Refugees welcome-Bewegung, sondern setzte
sich aktiv für flüchtende Menschen ein, nicht zuletzt dadurch, daß sie in
Anspruch nahm, woran es anderen Menschen nicht fehlen sollte.

Nachdem die junge Frau Mitte Juni verschwand und inzwischen ihre Leiche im
Baskenland aufgefunden wurde, hat sich der Verdacht verdichtet, daß sie einem
Gewaltverbrechen zum Opfer gefallen ist. Ermittelt wird gegen den Fahrer eines
LKWs, in den sie einstieg und der über ein marokkanisches Kennzeichen verfügen
soll. Er ist zur Zeit in Spanien inhaftiert und soll an die deutsche Justiz
ausgeliefert werden [1].

Die Familie der Verstorbenen hat sich von Anfang an dagegen gewendet, daß
Sophias Tod Anlaß für rassistischen Haß gibt, das hätte die Verstorbene
keineswegs gewollt. Dennoch brach auf rechten Online Medien eine Hetzkampagne
los, und die Angehörigen der Verstorbenen erhalten auf sozialen Medien Haßmails
und Drohungen. Ihr Bruder wurde unter anderem als "Judensau" beschimpft,
Kommentare wie "Sie hat nichts Besseres verdient" oder "Hoffentlich wirst du
auch noch weggemessert" sind keine Seltenheit [2]. Indem die Familie das soziale
Engagement Sophias schützt und bewahrt, rückt sie selbst in den Fokus einer
rechten Bewegung, deren Existenz allein dazu Anlaß gibt, die Verstorbene und
ihre Familie mit allen Mitteln gegen rassistische Anwürfe zu verteidigen. Bei
alledem wird vergessen, daß die hauptsächliche Gefahr für Frauen, körperlicher
Gewalt ausgesetzt zu sein, von Ehen und Beziehungen und der kleinfamiliären
Zurichtung auf Anpassung und Unterwerfung ausgeht.

Was los ist mit Menschen, denen in solch tragischer Situation nichts besseres
einfällt als die Trauer der Betroffenen mit ihrem Haß zu vergiften, ist keine
Frage, die sich wirklich stellt. Das Klima im Sommer 2018 ist feindseliger denn
je, und wieder einmal geraten diejenigen unter die Räder der neuen
"Volksgemeinschaft", die sich am schlechtesten wehren können. In einem Land, in
dem das parteipolitische Christentum die Regierungsmehrheit bildet und dort
immer ungehemmter jener Lesart von Nächstenliebe den Zuschlag gibt, laut der
damit die räumlich am nächsten gelegen lebenden Menschen, keineswegs aber
unterschiedslos alle gemeint seien, müssen sich sozial deklassierte Minderheiten
aller Art warm anziehen. Der sich bei jeder noch so kleinen Gelegenheit, in der
das Fremde Anlaß gibt, all das aufkochen zu lassen, was man schon seit langem
in den Gulli spülen wollte, breitmachende Rassismus ist seinerseits kein
Minderheitenphänomen, sondern, wie insbesondere die Regierungspartei CSU zeigt,
politisch hegemonial geworden.

Die Unfähigkeit, Menschen, deren Lebensweise von der eigenen abweicht, anders
denn als Bedrohung der eigenen Identität wahrnehmen zu können verweist darauf,
daß die Identifikation mit Staat und Nation die Antithese des anderen nicht nur
hervorbringt, sondern für die Konstitution eigener Zugehörigkeit unentbehrlich
macht. Der latente Bürgerkrieg, den zu beschwören und zu schüren der tiefere
Zweck der Lautsprecher des vermeintlichen "Volkstodes" oder "großen Austausches"
ist, bedarf keiner schwerwiegenden Voraussetzungen zu seinem manifesten
Ausbruch, wie etwa die grausamen Ereignisse im kollabierenden Jugoslawien
gezeigt haben. Wird die Erwerbs- und Versorgungslage so eng, daß sie
wortwörtlich ins eigene Fleisch schneidet, dann bedarf es nur geringer Anstöße,
um die Gewalt sozialdarwinistischer Konkurrenz- und Verteilungskämpfe zu
entfesseln.

Mit diesem Tod und Zerstörung bringenden Potential kokettieren die
rechtsradikalen Feinde jeglicher Abweichung der von ihnen gesetzten
Zugehörigkeitsnorm. Bei der Flüchtlingsabwehr, zu deren Durchsetzung nun wieder
Lager errichtet werden sollen, geht es um weit mehr als die rechte Halluzination
von der "Reinheit des Volkskörpers" suggeriert. Sie ist Ausdruck eines Hauens
und Stechens, dessen Akteure bewährter wie neuer Feindbilder bedürfen, um sich
frei davon zu halten, sich selbst die Schwäche existentieller Flüchtigkeit
einzugestehen. Das neugeschaffene Heimatministerium meint, "unsere
landestypischen Traditionen und Gebräuche" schützen zu müssen. Wer die Weißwurst
nicht ehrt, macht sich bereits subversiver Umtriebe verdächtig. Kein Wunder, daß
TierrechtsaktivistInnen demnächst härter angefaßt werden, um nur ein
Beispiel von vielen zu nennen, die dieses Ausschlußkriterium des als
Bundesinnenminister über entsprechende Gewaltmittel verfügenden Heimatschützers
Seehofer nahelegen.

Wesentliches Merkmal solcher Feindbilder ist die Position der Stärke, aus der
heraus sie reanimiert oder konstruiert werden. Auf der Kommandohöhe des
imperialistischen Staates ist die Wahrscheinlichkeit, zu den Siegern zu gehören,
groß. Gleiches gilt nicht für Flüchtlinge, deren Länder durch die kriegerischen
Machtprojektionen der EU und USA erschüttert werden, ohne daß ihnen ein
entsprechender Anspruch auf "Heimatschutz" zugestanden würde. Dementsprechend
schwerwiegend und folgenreich sind die Wagnisse verschärfter Repression und
aggressiver Kriegführung, die die Protagonisten von Staat und Nation eingehen,
um den eigenen Besitzstand zu sichern, für alle Menschen, die die
Armutsschwelle nicht deutlich überschritten haben und sich auch sonst als
wertvolle Mitglieder der "Volksgemeinschaft" qualifizieren. 


Fußnoten:

[1] https://www.tz.de/welt/vermisste-tramperin-sophia-l-ist-tot-wann-wird-tatverdaechtige-nach-deutschland-ueberstellt-zr-9962702.html

[2] https://www.jungewelt.de/artikel/335149.der-m
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zeitschrift zur kritik der globalen ökonomie

Zwischen Liberalismus, Oligarchentum und Staatsdirigismus

Putins Russland - ein Wirtschaftsbefund

von Hannes Hofbauer



Diese Vorhersage ist leicht und risikoarm zu tätigen: Wladimir Putin
wird dereinst in die russischen Geschichtsbücher als Lichtgestalt
eingehen, deren Strahlkraft jene Lenins und Peter des Großen in den
Schatten stellen könnte. Die Prognose mag seltsam anmuten,
berücksichtigt aber eine Reihe von Faktoren. Zum einen die schlichte
Tatsache, dass Putin am Ende seiner Amtszeit, die sich dieses Jahr
anlässlich der bevorstehenden Wahlen im Frühjahr 2018 nochmals
verlängert, 24 Jahre lang das größte Land der Welt regiert haben wird.
Eine ganze postkommunistische Generation ist von seiner Politik
geprägt und die Generationen davor danken ihm ein Leben lang, wie er
Russland aus den katastrophalen 1990er-Jahren der Jelzin-Ära
herausgeführt hat. Zusammen mit einer traditionell wenig
kritikverliebten russischen Geschichtsschreibung müsste schon dies
genügen, um Putin für künftige Jahrzehnte als großen Landesvater zu
portraitieren.

Ein Rückblick auf die sozio-ökonomischen Daten unterstreicht diesen
Befund. Nicht zuletzt durch eine im Mai 2000 unmittelbar nach seinem
Amtsantritt erfolgreich durchgeführte administrative Zentralisierung
konnte das Land auch in wirtschaftlicher Hinsicht stabilisiert werden.
Zwischen 2000 und 2015 verdreifachte sich das pro Kopf gemessene
Bruttoinlandsprodukt. Die Leistungsbilanz drehte sich zur
Jahrtausendwende ins Plus, wie Zahlen des renommierten Wiener
Instituts für Internationale Wirtschaftsvergleiche (WIIW) ergeben.
Auch den Haken daran nennt Russland-Experte Vasily Astrov vom WIIW im
Gespräch. Der gesamte Aufschwung der Jahre bis 2014/15 basierte auf
dem Export von Energie. Ohne diesen, so Astrov, würde Russland mit
einem beträchtlichen Handelsbilanzdefizit zu kämpfen haben, das dem
Budget in den Jahren vor der Ukraine-Krise hart zugesetzt hätte.

Die einseitige Abhängigkeit vom Öl- und Gasverkauf bereitet dem Kreml
seit Jahren Kopfzerbrechen. Putins kurzzeitiger Statthalter im Amt des
Präsidenten, Dmitri Medwedew, forderte bereits 2010 die Konzentration
auf die sogenannten "vier I": Institutionen, Innovationen,
Investitionen und Infrastruktur. Eine langfristige Modernisierung der
russischen Ökonomie bedarf einer entsprechend strukturellen
Diversifizierung. Der Ölpreisverfall und die westlichen Sanktionen im
Jahr 2014 haben dafür - indirekt und unbeabsichtigt - einen Weg frei
gemacht. Ob dieser ausreichend beschritten wird, darüber herrscht auch
in Russland Uneinigkeit.

Die Krise des Jahres 2014

Ölpreisverfall und Wirtschaftssanktionen beendeten im Jahr 2014 einen
seit dem Rubel-Crash 1998 anhaltenden Aufschwung. Das Interessante an
den zwei krisenauslösenden Faktoren: keiner war hausgemacht, beiden
lagen externe Einflüsse zugrunde. Freilich hätten Ölpreisverfall und
Sanktionen eine auf mehreren Beinen stehende Volkswirtschaft weniger
hart getroffen. Die strukturelle Schwäche der russischen Wirtschaft
darf nicht übersehen werden; ebenso wenig kann man allerdings leugnen,
dass ausländischen Playern schon länger an einer Schwächung Russlands
gelegen war. Spekulationen, wie es ab November 2014 zum Verfall des
Ölpreises von 120 US-Dollar auf 35 Dollar pro Barrel kommen konnte,
wollen wir hier beiseitelassen. Es sei jedoch daran erinnert, dass die
Weigerung Saudi Arabiens, auf ein Überangebot von Öl mit einer
Drosselung der Förderung zu antworten - wie es die OPEC zuvor oft
gemacht hatte - mit ökonomischer Logik nicht zu erklären ist.

Eindeutiger ist die Sachlage im Fall der Wirtschaftssanktionen gegen
Russland, die EU-Europa und US-Amerika zeitgleich im April 2014
verhängten. Offiziell werden sie als Reaktion auf die russische
Ukraine-Politik verkauft, der man im Westen eine Annexion der Krim
vorwirft.

Tatsächlich begann der ökonomische Angriff auf Russland schon lange
vorher. Das Ziel der mit hohem Aufwand betriebenen "Ostpartnerschaft"
der Europäischen Union bestand seit 2009 darin, sechs ehemalige
sowjetische Republiken - Moldawien, Georgien, Belarus, Aserbaidschan,
Armenien und die Ukraine - von einem von Moskau betriebenen
Integrationsprojekt fern zu halten. Dafür bot Brüssel sogenannte
Assoziierungsabkommen, um das bestehende ökonomische Ungleichgewicht,
das zwischen der EU und den mit ihr künftig Assoziierten besteht, für
Westkonzerne nutzbringend zu machen. Belarus und Aserbaidschan blieben
in Wartestellung. Die anderen vier Kandidaten sollten am 29. November
2013 während eines großen Gipfels in Vilnius der Öffnung ihrer Märkte
nebst anderen Grundsätzen der liberalen Wertegemeinschaft zustimmen.
Dass nur zwei von ihnen, Georgien und Moldawien, unterschrieben und
beide noch dazu nicht einmal eine territorial gefestigte Staatlichkeit
aufweisen (Stichworte: Abchasien, Südossetien; Transnistrien), war ein
schwerer Schlag für Brüssel. Armenien hatte bereits Monate zuvor
abgewunken. Die Ukraine entschied sich kurzfristig gegen das westliche
Angebot, das ihre enge wirtschaftliche Bindung an Russland untergraben
hätte. Im ersten Anlauf war der ökonomische Ausgriff der EU gründlich
schief gegangen, weswegen der Westen auf einen Regimewechsel in Kiew
setzte. Damit glaubte man dem weiterführenden Ziel, einer Schwächung
Russlands, näher zu kommen.

Die Wirtschaftssanktionen gegen Moskau waren also weniger eine
Reaktion auf die russische Ukraine-Politik als vielmehr die
Fortsetzung eines bereits vorhandenen russlandfeindlichen Engagements.
Sie betrafen von Anfang an drei Sektoren: den Bankensektor,
Erdölförderungstechnologien und Militärgüter, die auch im zivilen
Bereich einsetzbar sind. Kurzfristig am teuersten kam Moskau die
erzwungene Abkopplung der fünf größten Banken vom westlichen
Finanzmarkt, die ihnen die Möglichkeit nahm, sich dort zu
rekapitalisieren. Das Moskauer Institut für Wirtschaftsprognosen
(EDIRC) an der Akademie der Wissenschaften schätzt, dass die
Finanzsanktionen der russischen Volkswirtschaft langfristig bis zu 150
Milliarden Euro kosten könnten. Dazu kommt das Embargo von Erdöl- und
Erdgasfördertechnologien, das langfristig Produktionseinbußen bringen
wird. Damit dürften die gesamten Kosten des Wirtschaftskrieges gegen
Russland das Land bis 2030 rund 700 Milliarden Euro betragen. Das
entspricht laut dem Russland-Experten Astrov fast zwei Drittel eines
jährlichen Bruttoinlandsproduktes.

Moskau antwortete auf die westlichen Wirtschaftssanktionen seinerseits
mit Importverboten für Lebensmittel. Sämtliche EU-Staaten sind davon
betroffen. Für landwirtschaftliche Produkte aus der Schweiz und
Serbien, die sich am Russland-Embargo nicht beteiligen, steht der
russische Markt weiter offen. Daraufhin sanken seit 2014 die
russischen Importe um 50 Prozent; im Lebensmittelbereich waren es
sogar 70 Prozent.

Im Juli 2017 verschärfte dann der US-Kongress die Sanktionen. Sie
erhielten eine neue Dimension, indem sie neben Russland auch die EU -
und hier insbesondere deutsche, österreichische und italienische
Unternehmen - bedrohen und sich zugleich gegen den der Russophilie
verdächtigen US-Präsidenten Donald Trump richten. Im Visier des neuen
US-Gesetzes, das im Repräsentantenhaus mit 419 Stimmen (gegen drei)
und im Senat mit 98 Stimmen (gegen zwei) beschlossen wurde, stehen
auch europäische Unternehmen, die gemeinsame Erdölförderprojekte mit
russischen Partnern unterhalten. Die Fertigstellung der zweiten, durch
die Ostsee laufenden Erdgaspipeline "Nord Stream 2", ist dadurch ins
Stocken geraten. Die - neben der geopolitischen Dimension -
ökonomische Rationalität dahinter: Deutschland und andere EU-Länder
sollen künftig anstatt sibirischen Gases Energie in gefrackter und
verflüssigter Form aus den USA kaufen. Ein dafür gebauter
Flüssiggasterminal im polnischen Swinemünde ist seit Dezember 2015
einsatzbereit, wird derzeit aber kaum genutzt.

So einig sich Brüssel, Berlin und Washington bei der Einführung der
Embargomaßnahmen gegen Russland im April 2015 waren, so ablehnend
wurden die neuen US-amerikanischen Sanktionen vom Juli 2017 in der EU
kommentiert. Der damalige österreichische Kanzler Christian Kern
nannte sie "vollkommen inakzeptabel". Der deutsche Außenminister
Sigmar Gabriel meinte, man werde "eine extraterritoriale Anwendung
dieser US-Sanktionen gegen europäische Unternehmen auf keinen Fall
akzeptieren". Dass der Wirtschaftskrieg gegen Moskau von Anfang an
unterschiedliche Auswirkungen auf US-amerikanische und EU-europäische
Unternehmen haben würde, zeigt ein Blick auf die
Außenhandelsstatistik. Im letzten Jahr vor den Sanktionen, 2013, nahm
die EU 51 Prozent der russischen Exporte ab und bestritt 36 Prozent
der Importe. Die Vergleichszahlen für die USA lauteten: 2,5 und 4,8
Prozent. Die wechselseitige Abhängigkeit zwischen Europäischer Union
und Russland ist mit einem Wort erschöpfend beschrieben: Gas.
Russlands größter Konzern, Gazprom, hält einen Anteil von 34 Prozent
an den gesamten Gasimporten der EU; Deutschland ist zu 39 Prozent vom
russischen Gas abhängig, Österreich zu 48 Prozent und die Schweiz
immer noch zu 23 Prozent.

Die neuen, im Juli 2017 verhängten US-Sanktionen gegen Russland bergen
noch eine andere, vor allem zeitlich weit reichende Sprengkraft. Dem
Kongress ist es nämlich bei der Abfassung des Gesetzestextes gelungen,
dem Präsidenten diesbezüglich die Handlungsfähigkeit zu rauben. Mit
anderen Worten: Kein US-Präsident kann im Alleingang die Aufhebung der
Sanktionen beschließen; und bis sich eine Mehrheit im Kongress findet,
die das Sanktionsregime gegen Russland beendet, wird entweder noch
viel Zeit vergehen oder in Moskau ein Regimewechsel stattfinden
müssen, der den Herren in Washington genehm ist.

Den im Vergleich zu den Sanktionen kurzfristig größeren Schaden
richtete in den vergangenen drei Jahren allerdings der niedrige
Ölpreis an. Vasily Astrov vom WIIW macht ihn für 75 Prozent der
Krisenschäden verantwortlich - gegenüber 25 Prozent resultierend aus
dem Sanktionsregime. Seit 2014 verlor der Rubel mehr als 50 Prozent
seines Wertes. Die sich daraus ergebenden Preissteigerungen für
Importprodukte beflügelten die Inflation. Als Folge sanken Kaufkraft
und mit ihr die Nachfrage. Soziale Proteste blieben nicht aus,
Transportunternehmen streikten, im Gesundheits- und Bildungsbereich
kam es zu Lohnkämpfen. Ganz generell nahm die Unzufriedenheit zu.

Erst 2016 erholte sich die russische Wirtschaft ein wenig. 2017 wuchs
dann das Bruttoinlandsprodukt laut dem Wiener Institut für
Internationale Wirtschaftsvergleiche erstmals wieder: um zarte 1
Prozent.

Importsubstitution mit ausländischem Kapital

Handelsbarrieren wohnt immer eine potenzielle Schutzfunktion inne. Im
Fall der Wirtschaftssanktionen gegen Russland zwang der als
Gegenembargo verkündete Importstopp für eine ganze Reihe von
Lebensmitteln die russische Landwirtschaft zu Produktionssteigerungen.
Wenn, wie geschehen, die Lebensmittelimporte um 70 Prozent sanken,
mussten diese substituiert werden. Auf dem nun von ausländischer Ware
geschützten Binnenmarkt konnten heimische Produzenten leichter
reüssieren. Dass es dabei bei vielen Lebensmitteln zu oft markanten
Preissteigerungen kam, verwundert nicht und trug zu weit verbreiteter
Unzufriedenheit bei. Im Großen und Ganzen jedoch blieb die Versorgung
mit agrarischen Gütern gewährleistet, was u.a. auch einer guten
Getreideernte geschuldet war. Auch neue Außenhandelsverträge mit
Ländern wie Marokko oder Serbien, die im großen Stil Obst und Gemüse
lieferten und liefern, halfen bei der Überwindung der Krise.

Die Problematik einer Ökonomie, bei der viele Branchen importabhängig
sind und eine periphere Stellung in der Weltwirtschaft einnehmen, war
den Verantwortlichen im Kreml allerdings auch vor den (geo)politisch
verordneten wirtschaftlichen Zwangsmaßnahmen des Jahres 2014 bewusst.
Mangels fehlender technologischer Ausstattung und eigenen Kapitals,
das sich in wenigen oligarchischen Händen befindet und für
industriepolitische Pläne nicht zur Verfügung stand, versuchte Moskau
einen speziellen Weg der Importsubstitution. Man griff auf
ausländisches Know-how und Kapital zurück, indem man große Konzerne
durch hohe Importzölle zwang, Produktionsstätten in Russland zu
errichten, um so ihren Absatzmarkt zu sichern. Vergleichbares fand
2008 geradezu musterhaft in der Automobilindustrie statt. Möglich war
dies, weil Russland zu diesem Zeitpunkt noch nicht Mitglied der
Welthandelsorganisation (WTO) war, für die Importzölle eine
dirigistische Maßnahme und damit ein roten Tuch sind.

Heute werden Volkswagen, BMW, Peugeot, Citroen, Renault, Dacia, Ford,
Toyota, Mazda, Nissan und Hyundai für den russischen Markt vor Ort
produziert und abgesetzt, Daimler begann im Juni 2017 mit dem Bau
eines Werks in der Nähe von Moskau. Höchst widersprüchlich ist
demgegenüber die Politik der US-Autokonzerne: Die damalige GM-Tochter
Opel gab den russischen Markt 2015 auf. Der seit 2017 neue
Opel-Eigentümer PSA scheint bislang keine Rückkehr von Opel in
Russland zu planen bzw. PSA-Konzernchef Tavares setzt hier auf die
Kernmarken Peugeot und Citroen. Ford hingegen entschied sich 2017 vor
dem Hintergrund einer Erholung des Pkw-Absatzes in Russland, die
Fertigung in Russland, die in einem Joint Venture mit dem Ford-Partner
Sollers JSC erfolgt, deutlich auszuweiten. Reichlich verwirrend ist
dann, dass der Fiat-Konzern, der seit 2008 den drittgrößte
US-Hersteller, Chrysler, kontrolliert, das Modell Fiat 500L seit 2017
zollfrei nach Russland importieren darf ... weil es im Fiat-Werk im
serbischen Kragujevac gefertigt wird. Dieses Autowerk, das
jahrzehntelang als Zastava fungierte, wurde im übrigen im Kosovo-Krieg
1999 von US-amerikanischen und italienischen Kampfflugzeugen in Schutz
und Asche gebombt. Was dann auch die Voraussetzung dafür war, dass
Fiat 2008 die Kontrolle über den ehemals führenden jugoslawischen
Pkw-Hersteller übernehmen konnte.

Beispiel Pharmaindustrie

Lokalisierung heißt das Zauberwort, das nun auch in der Pharma- und
Medizintechnikindustrie Platz greifen soll. Dabei geht es der
russischen Regierung vornehmlich um das Zurückdrängen der Einfuhr
ausländischer Produkte und deren Ersetzung durch inländische
Produktion. Diese kann auch von ausländischen Konzernen ins Werk
gesetzt werden. Mit einem eigenen Strategieprogramm "Pharma 2020"
wurde ein Paket zur Förderung des medizinischen Sektors im Land
beschlossen, das letztlich auf eine Verbesserung der inländischen
Wettbewerbsfähigkeit abzielt. Konkretes Ziel ist eine Steigerung von
in Russland oder in der Eurasischen Wirtschaftsunion hergestellten
pharmazeutischen Erzeugnissen auf einen 50-Prozent-Marktanteil bis
2020, bei lebenswichtigen Pharmazeutika sollen es 90 Prozent sein.
Dafür will der Staat 188 Milliarden Rubel, umgerechnet knapp 3
Milliarden Euro, in heimische Fertigung investieren; und zugleich
Schutzmaßnahmen gegen eine Einfuhr von "unentbehrlichen Arzneimittel",
die in einer eigenen Liste aufgeführt werden, ergreifen. Wenn
mindestens zwei Bieter aus der Eurasischen Wirtschaftsunion
existieren, werden Importe für das jeweilige Produkt verboten,
schreiben Sandra Laves und Maria Zimmermann in ihrer Kurzstudie
"Lokalisierung oder Contract Manufacturing?", die im November 2017 in
der außenwirtschaftlichen Zeitschrift OstContact erschienen
ist. "Ausländische Hersteller geraten deshalb zunehmend unter
Entscheidungsdruck, ob sie ihre Produktion nach Russland ausweiten
oder nicht", resümieren die beiden Autorinnen.

Novartis, Merck, Stada und Bionorica sind bereits den Weg der
"Lokalisierung" gegangen, haben also eigene Produktionsstandorte in
Russland eröffnet. Andere Pharma-Riesen wie Pfizer oder Teva lassen
über russische Kontraktunternehmen ihre Arzneimittel vor Ort
herstellen. "Wir glauben, dass die Eurasische Union ein Binnenmarkt
ist, den man aus russischer Produktion bedienen kann", spricht sich
Jörg Griesel, der für Osteuropa zuständige Manager der B. Braun
Melsungen AG, für die Errichtung eines Standortes in der russischen
Stadt Twer aus. Sein in Hessen beheimatetes Unternehmen erzeugt mit
insgesamt 55.000 Beschäftigten u.a. Spritzen und chirurgische
Instrumente für den Weltmarkt und ist Marktführer in Russland. Mit der
"Resolution 102", die seit der Ukraine-Krise Importe beschränkt und
sie durch lokal produzierte Produkte ersetzen will, kann er leben.
Solange nach der Herkunft des Kapitals nicht gefragt und der
Gewinntransfer nicht blockiert wird, lockt ihn der "attraktive
russische Markt".

Strategische Branchen ohne ausländisches Kapital

Bereits im Jahr 2008 hat der Kreml ein Gesetz erlassen, das
Auslandsinvestitionen in bestimmten Branchen beschränkt. Die seit 2014
einsetzende Sanktions- und Embargopolitik des Westens hat diesen Kurs
bestätigt. Neben den allgemein als strategisch eingeschätzten
Sektoren, die in den meisten Ländern unter staatlicher Kontrolle
stehen, wie Militärtechnologie, Weltraum- und Nuklearforschung, hält
Moskau auch ein wachsames Auge auf ausländische Investitionen in den
Bereichen Flugtechnik, Bergbau, Telekommunikation, Fischereiwesen und
Medien. Insgesamt 42 Branchen gelten dem Kreml als "strategisch für
die nationale Verteidigung und die staatliche Sicherheit". Um sie vor
ausländischem Zugriff zu schützen, so der Ökonom Astrov, wurde 2008
das "Gesetz für strategische Sektoren" beschlossen. Grundsätzlich
verboten sind Auslandsinvestitionen auch dort nicht, nur dürfen sie
keine "dominante Stellung" in den einzelnen Unternehmen erreichen. Es
ist nicht zu übersehen, dass seit dem westlichen Sanktionsregime die
Bereitschaft, ausländisches Kapital anzulocken, generell gesunken ist,
wie auch in umgekehrter Richtung große westliche Konzerne vorsichtiger
mit ihren Russland-Investitionen geworden sind.

Ausblick: Dirigismus oder Liberalismus?

Wie es mit Russlands Wirtschaftspolitik weitergehen wird, dazu gibt es
unterschiedliche Konzepte. Zwei völlig konträre werden beide unter der
Schirmherrschaft des Kreml ausgearbeitet. Das eine stammt vom
langjährigen Finanzminister und Mitglied des präsidialen
Wirtschaftsrates Alexej Kudrin. Für das andere ist einer der Mentoren
der Eurasischen Wirtschaftsunion und enge Putin-Berater Sergej Glasjew
federführend zuständig. Während Kudrin für radikale neoliberale
Reformen steht, fordert Glasjew mehr staatlichen Dirigismus und eine
Abkoppelung Russlands vom Westen. Glasjew steht als Person auf der
Sanktionsliste der Europäischen Union. Kudrin kann sich überall frei
bewegen.

Der 57-jährige Kudrin will die radikal-liberalen Ideen des früheren
Wirtschaftsministers Jegor Gaidar fortsetzen und konkretisieren. Der
von Boris Jelzin eingesetzte Gaidar war für das harte Jahrzehnt der
wilden Privatisierungen verantwortlich. Sein Credo lautete: Russland
soll sich auf den Export von Rohstoffen konzentrieren und mit den
Erlösen die Importe bezahlen. Diese Schule einer völligen Unterordnung
unter die - ungleichen - Marktverhältnisse konnte auch unter Putin
überleben; sie ist insbesondere im Finanzministerium, der Russischen
Zentralbank, aber auch unter führenden Staatsbankern verankert.
Folgerichtig fordert Kudrin die Öffnung des russischen Marktes, ohne
auf mögliche Verluste Rücksicht zu nehmen, und den Verkauf von
Staatsanteilen im Erdöl- und Erdgassektor. Sozialpolitisch fordert er
eine Erhöhung des Rentenalters und eine Kürzung der Renten. Nur damit
könne Russland den rauen Winden der weltweiten Konkurrenz in Zukunft
Stand halten.

Das Konzept von Glasjew ist das genaue Gegenteil von Kudrins
Ultraliberalismus. Der habilitierte Wirtschaftswissenschaftler und
langjährige Duma-Abgeordnete steht für staatliche Regulierungen und
einen wirtschaftspolitischen Dirigismus, der an Zeiten der
kommunistischen Herrschaft erinnert. Glasjew schlägt ein
Schuldenmoratorium für jene staatlichen Verbindlichkeiten vor, die im
Zuge der westlichen Sanktionspolitik entstanden sind. Er spricht sich
explizit für eine Abkehr vom US-Dollar als internationales
Zahlungsmittel aus. Seinen eurasischen Zugang verknüpft er mit einer
Hoffnung auf chinesisch-russische Kooperationen, die er
vertieft sehen will. Die Einführung einer Extra-Steuer für Oligarchen
soll nach Glasjew dazu beitragen, ein ausreichend gut dotiertes
Sozialsystem auf die Beine zu stellen.

Zwischen Kudrin und Glasjew positioniert sich in letzter Zeit der
Unternehmer Boris Titov mit seinem Konzept einer keynesianisch
ausgerichteten Wirtschaftspolitik, die dem Staat als entscheidendem
Nachfrager eine wichtige industriepolitische Rolle zuweist. Als
Vorsitzender der kleinen "Wachstumspartei" stellt er sich in die
Tradition des zaristischen Innen- und Premierministers Piotr Stolypin.
Dieser genießt in letzter Zeit hohes Ansehen nicht nur im Kreml. Er
ist auch im Volk beliebt. In den Jahren bis 1911 machte Stolypin
sowohl wegen seiner mörderischen Politik gegen die Revolutionäre von
1905 als auch wegen einer kapitalistischen Agrarreform, die Bauern
erstmals privaten Grund und Boden versprach, von sich reden. Der
Unternehmer Titov entwickelte gemeinsam mit dem "Stolypin-Club" ein
ökonomisches Wachstumsprogramm, auf das Putin als Kompromiss zwischen
ultraliberalen und dirigistischen Positionen zurückgreifen könnte.

Wesentlich für die bevorstehende Neuausrichtung der russischen
Wirtschaftspolitik wird allerdings auch sein, wie sich das
internationale Umfeld entwickelt. Denn ökonomisch gesehen befindet
sich Russland sowohl in seiner durch die Sanktionen stark
beeinträchtigten Beziehung mit der Europäischen Union als auch bei der
derzeit verstärkt stattfindenden chinesisch-russischen Zusammenarbeit
in einer peripheren Rolle. Diese zu überwinden, ist eine Aufgabe von
historischem Ausmaß, an der letztlich sowohl Peter der Große als auch
Lenin gescheitert sind.


Von Hannes Hofbauer ist erschienen: Feindbild Russland.
Geschichte einer Dämonisierung.

Promedia Verlag, Wien (4. Auflage, 2017)

 * 

Fakten zu Russland 

Die Russische Föderation zählt 146,5 Millionen Einwohner und ist mit
17 Millionen Quadratkilometern der mit Abstand größte Staat der Erde
(ungefähr so groß wie die Fläche von Europa und Australien zusammen
genommen).

Putin genießt in der russischen Bevölkerung eine Unterstützung, wie es
sie in den westlichen kapitalistischen Ländern wohl nirgendwo gibt -
und zwar auf Basis von Meinungsumfragen, die die US-Gesellschaft
Princeton Survey Research Associates International für das Pew
Research Center in den Monaten Februar bis April 2017 vornahm. Danach
wird die Außenpolitik Putins von 87 Prozent der russischen Bevölkerung
unterstützt. 58 Prozent der Russinnen und Russen sind mit der
"allgemeinen politischen Richtung" des Landes (also hinsichtlich der
Innen-, der Wirtschafts- und Außenpolitik) zufrieden. Diese
Umfragewerte haben sich im Verlauf der letzten 15 Jahre fast
kontinuierlich verbessert.

Das Weltwirtschaftsforum Davos, dessen Vertreter nicht als
"Putin-Versteher" gelten, veröffentlicht in einem "Wachstums- und
Entwicklungsbericht" regelmäßig eine Kennzahl zur Vermessung des
Lebensstandards. Der Bericht unterscheidet zwischen vier
Ländergruppen, in denen deren Wirtschaftskraft und die soziale Lage
auf Grundlage eines "Standardized World Income Inequality Database"
SWIID) bewertet wird: 1. fortgeschrittene Wirtschaften (z. B. USA,
Deutschland, Schweiz), 2. Länder "mit mittlerem Einkommen im oberen
Bereich" (z. B. Russland, Türkei, Brasilien); 3. Länder "mit mittlerem
Einkommen im unteren Bereich (z. B. Thailand, Iran, Ukraine) und 4.
Länder "mit geringem Einkommen" (z. B. Burkina Faso, Mali,
Tadschikistan). Russland wird danach in die zweite Gruppe eingereiht.
Gelobt werden die niedrige Armuts- und Arbeitslosenraten. In dem 2017
veröffentlichten Bericht (mit Datenbasis 2016) heißt es (auf Seite
54):

"Die Russische Föderation belegt Rang 13 im IDI der aufstrebenden
Wirtschaften. Der durchschnittliche Lebensstandard ist hoch im
Vergleich zu anderen Entwicklungsländern. Auch die Armutsrate ist
niedrig [...] Die Arbeitslosenrate ist vergleichsweise gering, obwohl
die Jugendarbeitslosigkeit beachtlich ist. Viele Menschen sind
gezwungen, im informellen Sektor zu arbeiten. Das Bildungssystem ist
universell und fördert gerechte Ergebnisse."

Die durchschnittliche Lebenserwartung in Russland hat einen Rekordwert
erreicht. Laut russischer Tageszeitung Iswestija und auf Basis
der Statistikagentur Rosstat lag 2017 die durchschnittliche
Lebenserwartung der Russen bei 71,8 Jahren. Das sei "der beste Wert in
der Geschichte Russlands". Allerdings beträgt der Altersunterschied
zwischen Männern und Frauen hinsichtlich der Lebenserwartung 9,5
Jahre. Russische Frauen sterben durchschnittlich mit 77 Jahren - und
die Männer im Alter von 66,5 Jahren. Für die seit Jahrzehnten
gemessene hohe Geschlechterdifferenz spielten - so die Iswestija
- Faktoren wie "Alkoholkonsum und Ernährung" eine große Rolle.

2006 lag die durchschnittliche Lebenserwartung in Russland bei 65,5
Jahren. Innerhalb eines Jahrzehnt stieg diese um gut sechs Jahre. Zum
Vergleich: Die durchschnittliche Lebenserwartung in Deutschland liegt
(2017) bei 81,1 Jahren (Männer 78,4; Frauen 83,4). Diejenige in den
USA lag 2017 bei 78,8 Jahren (sie sinkt seit 2015 erstmals leicht).

 * 
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MELDUNG/811: Nach Rana-Plaza-Beschwerde - Wirtschaftsministerium erkennt Handlungsbedarf für Reformen an (ECCHR)


European Center for Constitutional and Human Rights e.V. (ECCHR)

Pressemitteilung vom 5. Juli 2018

OECD-Beschwerde zu Bericht von TÜV Rheinland zu Rana Plaza:

Wirtschaftsministerium erkennt Handlungsbedarf für Reformen bei
Kontrollen in den globalen Lieferketten der Textilindustrie



Berlin, 5. Juli 2018 - Das System der Kontrollen zu Sicherheits- und
Arbeitsbedingungen (Sozialaudits) in den globalen Lieferketten der
Textilindustrie muss grundlegend geändert werden. Die Abschlusserklärung
der Nationalen Kontaktstelle (NKS) der OECD beim
Bundeswirtschaftsministerium in Berlin im Rana-Plaza-Beschwerdeverfahren
gegen den Prüfdienstleister TÜV Rheinland könnte den Weg zu notwendigen
Reformen ebnen. Die NKS empfiehlt einen Dialog zwischen Prüfdienstleistern,
Unternehmensverbänden, Händlern, Herstellern und Gewerkschaften. Die Themen
sollen u.a. sein: die Transparenz von Prüfberichten und die Frage, ob es
sinnvoll ist, dass Kontrollen (Sozialaudits) durch die Inhaber der
überprüften Fabriken gezahlt werden: Außerdem empfiehlt die NKS Maßnahmen,
die schon heute umgesetzt werden könnten, wie etwa die Einbeziehung der
Erfahrungen von Gewerkschaften und Arbeiter_innen.

Das European Center for Constitutional and Human Rights (ECCHR) und seine
bangladeschischen Partner Garment Workers Unity Forum, Comrade Rubel
Memorial Center, Rana Plaza Survivor Group sowie FEMNET und medico
international aus Deutschland sind enttäuscht, dass keine Einigung mit TÜV
Rheinland erzielt werden konnte, begrüßen aber die Erklärung der NKS. Mit
der Erklärung endet ein OECD-Beschwerdeverfahren gegen TÜV Rheinland, das
das ECCHR und seine Partner im Mai 2016 in Gang brachten. Die
Organisationen warfen TÜV Rheinland vor, in seinem Prüfbericht über einen
Hersteller im Rana-Plaza-Fabrikkomplex Menschenrechtsverletzungen wie
Kinderarbeit, Diskriminierung von Frauen, das Fehlen von Gewerkschaften und
Risiken bei der Gebäudesicherheit außer Acht gelassen zu haben. Das
Beschwerdeverfahren zog sich mehr als zwei Jahre lang hin, bis TÜV
Rheinland die Verhandlungen schließlich abbrach.

"Das System der Prüfungen ist eher Teil des Problems als eine Lösung: Statt
Abhilfe zu schaffen, wird die Ausbeutung in den globalen Lieferketten
legitimiert", sagt Moniruzzaman Masum vom Comrade Rubel Memorial Center.
"Prüfdienstleister müssen rechtliche Verantwortung gegenüber Arbeiter_innen
übernehmen", betont Carolijn Terwindt vom ECCHR. "Die Arbeiter_innen müssen
Zugang zu angemessener Abhilfe gegen fahrlässige Prüfer bekommen." Gisela
Burckhardt von FEMNET ergänzt: "Die Prüfdienstleister sollten Informationen
bei Gewerkschaften und NGOs vor Ort einholen und ihre Berichte der
Öffentlichkeit oder zumindest den Gewerkschaften und Arbeitnehmer_innen
zugänglich machen."

Seit 2010, als das ECCHR erstmals eine OECD-Beschwerde in Deutschland
einreichte, hat sich das Verfahren bei der NKS deutlich verbessert. Dennoch
kritisieren das ECCHR und seine Partner die schwerwiegenden Hürden, die
verhinderten, dass die Betroffenen aus Bangladesch angemessen an den
Verhandlungen teilnehmen oder öffentlich darüber sprechen konnten.

 * 

Quelle:

European Center for Constitutional and Human Rights e.V. (ECCHR)

Zossener Str. 55-58, Aufgang D, 10961 Berlin

Telefon: + 49 (0)30 - 40 04 85 90, Fax: + 49 (0)30 - 40 04 85 92

E-Mail: info@ecchr.eu,

Internet: www.ecchr.de
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INTERNATIONAL/236: Südkorea - Verfassungsgericht erkennt Kriegsdienstverweigerung an (Connection e.V.)


Connection e.V. - 2. Juli 2018

Südkorea: Verfassungsgericht erkennt Kriegsdienstverweigerung an



Mit einer Entscheidung am 28. Juli 2018 hat das Verfassungsgericht in
Südkorea die Kriegsdienstverweigerung anerkannt und dem Gesetzgeber
zugleich eine Frist bis Ende 2019 gesetzt, rechtliche Regelungen
umzusetzen. Der Artikel 5 Abs. 1 des Militärdienstgesetzes sei
verfassungswidrig, da er keinen alternativen Dienst für
Kriegsdienstverweigerer vorsieht.

"Die Anerkennung der Kriegsdienstverweigerung in Südkorea ist ein wichtiger
Schritt, um die seit Jahrzehnten betreffende Strafverfolgung zu beenden",
erklärte heute Rudi Friedrich vom Kriegsdienstverweigerungs-Netzwerk
Connection e.V. "Gleichwohl bleibt vieles unklar. Das Gericht hat es
versäumt, eine klare Aussage zu den aktuell anhängigen Verfahren und den
bereits inhaftierten Kriegsdienstverweigerern zu treffen. Wir befürchten
daher, dass die Strafverfolgung noch nicht beendet ist."

Die Sorge um die weitere Strafverfolgung speist sich vor allem aus der
Tatsache, dass das Verfassungsgericht mit dem Urteil zugleich den Artikel
88 Abs. 1 des Militärdienstgesetzes als verfassungskonform bestätigt, mit
dem die Kriegsdienstverweigerer wegen "Entziehung vom Militärdienst ohne
berechtigte Gründe" in der Regel zu 18 Monaten Gefängnis verurteilt wurden.
"Damit sind", so erklärten ExpertInnen aus Südkorea, "sofortigen
Rechtsmitteln für die Kriegsdienstverweigerer, die sich gegenwärtig vor
Gericht oder im Gefängnis befinden, hohe Hürden gesetzt."

In einer gemeinsamen Erklärung wiesen die südkoreanischen Organisationen
Center for Military Human Rights Korea, Minbyun Lawyers for a Democratic
Society, People's Solidarity for Participatory Democracy und World Without
War zudem darauf hin: "Wenn man die vom Gericht vorgelegte Begründung in
Betracht zieht, befinden sich derzeit mehr als 200 Verweigerer im
Gefängnis, die nur ihre verfassungsmäßigen Rechte wahrgenommen haben." Sie
forderten die Gerichte dazu auf, die noch angeklagten
Kriegsdienstverweigerer freizusprechen. "Für Kriegsdienstverweigerer, die
ihre Haft bereits verbüßt haben, sollte der Justizminister eine Amnestie
erwägen und auch entsprechende Schritte für die noch inhaftierten
Verweigerer einleiten. Die Militärverwaltung sollte zudem unverzüglich die
unrechtmäßige Veröffentlichung von persönlichen Daten der Verweigerer
beenden."

Die Strafverfolgung von Kriegsdienstverweigerern in Südkorea führte in den
letzten Jahren dazu, dass zunehmend südkoreanische Kriegsdienstverweigerer
ins Ausland flüchteten und wegen der drohenden Verfolgung um Asyl
nachsuchen. Mehrere Fälle in Deutschland werden derzeit von Connection e.V.
betreut. Die Möglichkeiten, tatsächlich Schutz zu erhalten, sind jedoch
sehr begrenzt, da die deutschen Behörden und Gerichte die Verfolgung von
Kriegsdienstverweigerern in aller Regel nicht als Asylgrund ansehen.

Connection e.V. hatte zuletzt am 15. Mai 2018 gemeinsam mit weiteren zehn
Organisationen vor der südkoreanischen Botschaft in Berlin die Anerkennung
der Kriegsdienstverweigerung in Südkorea eingefordert. Mehr als 200
Luftballons wurden als Symbol für die in dieser Zahl inhaftierten
Verweigerer in Südkorea in die Freiheit entlassen.

Die Organisationen in Berlin suchten zeitgleich zur Aktion auch das
Gespräch mit dem südkoreanischen Botschafter Bum Goo Jong.
Erfreulicherweise wurde das Angebot angenommen, so dass eine Petition
überreicht werden konnte, mit der eingefordert wurde, unverzüglich alle
Kriegsdienstverweigerer freizulassen, das Recht auf
Kriegsdienstverweigerung anzuerkennen und alle Vorstrafen gegen
Kriegsdienstverweigerer zu löschen und sie zu entschädigen. "Diese
Forderungen bleiben auch angesichts des Verfassungsgerichtsurteils
bestehen", so Rudi Friedrich. "Eine umfassende Anerkennung der
Kriegsdienstverweigerung, auch für die in der Vergangenheit verurteilten
Verweigerer, ist ein längst überfälliger Schritt."


Weitere Infos unter:

https://de.Connection-eV.org/article-2649

 * 
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SCHACH-SPHINX/06619: Vorstoß bedeutet Angriff (SB)


Der englische Großmeister Nigel Short besitzt ein Steckenpferd gegen
die Caro-Kann-Verteidigung. Er zieht nämlich im dritten Zuge seinen
Königsbauern ein Feld vor - Vorstoßvariante nennt man dies in der
Theorie schön- und kampftönend. Indes besaß dieses Abspiel in früheren
Tagen kein hohes Ansehen. Man war schlechterdings der Meinung, daß
Weiß mit der Aufhebung der Zentrumsspannung auch jegliche Aussicht auf
Vorteil preisgeben würde. Nun hatten die alten Säulenheiligen der
Eröffnungslehre mit ihrem eckigen Zentrumsbegriff die Weisheit nicht
für sich gepachtet. Trotzdem dauerte es mehrere Jahrzehnte, bis
speziell in englischen Kreisen die Vorstoßvariante ihrem Namen gerecht
und mit einer Anzahl neuer Strategeme und Zielsetzungen zu einer
durchaus gefährlichen Waffe umgeschmiedet wurde. Seither taucht sie
immer wieder auf Turnieren auf. Auch auf Großmeisterebene bedient man
sich dieses Instruments. Die verstaubte Zentrumslehre der Herren
Steinitz und Tarrasch gilt den Modernen nicht viel. Sie ist jedenfalls
keine sprichwörtliche Bibel. Im heutigen Rätsel der Sphinx konnte
Short sein Erfolgskonto mit dieser Variante um eine weitere Partie
aufstocken. Sein Opfer war der litauische Meister Malisauskas auf der
Schacholympiade in Moskau. Der Litauer hatte alles darangesetzt, die
Stellung mit dem Abtausch der Leichtfiguren "übersichtlich" zu
gestalten. Sein letzter Zug 1...Ke8-e7? war indes ein grober Fehlgriff
und wurde vom Engländer gebührend bestraft, Wanderer.
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Short - Malisauskas

Moskau 1994


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Kritisch stand die schwarze Stellung natürlich auch schon vor Timmans
Zug 1...c5-c4. So wäre nach 1...Kg8-g7 2.d4-d5! bzw. 1...Kg8-h7 2.Dg4-
h4 die große Abrechnung gekommen. Nun konnte Nikolic mit 2.Le4xg6! c4-
c3 - 2...f7xg6 3.Dg4xg6+ und wegen des drohenden 4.Dg6xe6+ hätte
Timman den Läufer zurückgeben müssen - 3.Lg6-e4+ Kg8-f8 - 3...Kg8-h8
4.Dg4-h4 c3xb2 5.Dh4xh6+ Kh8-g8 6.Te2xb2 - 4.Dg4-h4 die volle
Souveränität über das Brett erlangen. Zäher, aber nicht
rettungsverheißend, wäre nun 4...c3xb2 5.Dh4xh6+ Kf8-e8 6.Dh6-d2
gewesen, doch Timman hatte sich bereits an den Gedanken der Niederlage
gewöhnt, als er seine Kapitulation mit 4...Lh6-g7? 5.Lb2xc3!
beschleunigte. Welche Tragik, daß ein einstiger Weltklassespieler
5...Tc8xc3? 6.Dh4-d8# übersah.
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MELDUNG/2277: Halbweltergewicht - lebensgefährliche Dehydratisierung ... (SB)




Titelkampf zwischen Jose Ramirez und Danny O'Connor ausgefallen

Jose Ramirez hat den WBC-Titel im Halbweltergewicht nicht wie geplant
in Fresno verteidigt, da sein Gegner Danny O'Connor vor dem
offiziellen Wiegen wegen Dehydratisierung und Nierenversagen ins
Krankenhaus gebracht werden mußte. Der 33jährige Herausforderer hatte
auf der letzten Pressekonferenz am Donnerstag noch einen stabilen
Eindruck gemacht, dann aber im Laufe des Freitags durch einen
ausgiebigen Saunabesuch noch zwei Pfund loszuwerden versucht, die er
über dem Limit lag. Dabei hatte sich seine körperliche Verfassung
jedoch derart verschlechtert, daß sein Promoter Joe DeGuardia eine
sofortige Klinikeinweisung veranlaßte. Nachdem dort die Infusion mit
Flüssigkeit zunächst nicht anschlug, blieb der Boxer zur weiteren
Behandlung über Nacht im Krankenhaus. [1]

Dieser Zwischenfall unterstreicht einmal mehr, welche
gesundheitsgefährdenden Folgen ein forcierter Gewichtsabbau vor dem
Kampf haben kann. Viele Akteure treten in Gewichtsklassen an, für die
sie im Grunde zu schwer sind, und müssen deshalb mit extremen Mitteln
abkochen. Einige Verbände schreiben bereits seit geraumer Zeit ein
zweites Wiegen am Morgen des Kampftags vor, bei dem der Boxer eine
festgelegte Marge, die etwas über dem Limit liegt, einhalten muß. Dies
soll der verbreiteten Praxis entgegenwirken, zuerst massiv abzukochen
und dann durch nächtliches Rehydratisieren wieder derart viel zuzulegen,
daß man im Ring enorme körperliche Vorteile hat. Die Aufsichtsbehörden
und Verbände sind dringend gefordert, endlich ein durchdachtes und
allgemeinverbindliches Verfahren zu etablieren, das vor und nach dem
offiziellen Wiegen weitere Gewichtskontrollen vorsieht. Nur auf diese
Weise lassen sich mitunter lebensgefährliche dehydratisierende und 
oftmals erheblich wettbewerbsverzerrende rehydratisierende Maßnahmen 
wenn nicht ganz ausschließen, so doch zumindest eingrenzen.

Der 25 Jahre alte Weltmeister hatte sich den vakanten WBC-Gürtel durch
einen einstimmigen Punktsieg über Amir Imam am 17. März gesichert. Zu
seiner ersten Titelverteidigung kehrte er nach Hause zurück, da er im
nahelegenen Avenal lebt. Für den in 22 Auftritten ungeschlagenen
Ramirez war der geplante Hauptkampf der Veranstaltung, die Top Rank
Boxing gemeinsam mit ESPN auf die Beine gestellt hatte, von besonderer
Bedeutung. Er wollte sich seiner heimischen Fangemeinde nicht nur als
neuer Champion vorstellen, sondern sie zugleich dazu aufrufen, die
Bewegung für Einwanderung zu unterstützen, um ein Zeichen gegen die
repressive Politik der Trump-Administration zu setzen. Auch wollte er
nach der Trennung von seinem langjährigen Trainer Freddie Roach
erstmals mit Robert Garcia in seiner Ecke antreten und dabei die
Früchte ihrer Zusammenarbeit unter Beweis stellen. Um so größer war
natürlich seine Enttäuschung, daß die zehnwöchige intensive
Vorbereitung im Trainingslager umsonst gewesen war.

Danny O'Connor, ein Rechtsausleger aus Framingham, Massachusetts, für
den 30 Siege und drei Niederlagen zu Buche stehen, versäumte den
ersten Titelkampf seiner Karriere, in dem er vermutlich chancenlos
gewesen wäre. Er hat bereits gegen Gabriel Bracero und Vivian Harris
verloren, so daß er lediglich an Nummer 15 der WBC-Rangliste geführt
wird. Daß er dennoch den Weltmeister herausfordern durfte, verdankte
er Promoter Bob Arum, der Ramirez offensichtlich einen relativ
leichten Gegner vorsetzen wollte. Da O'Connor nun aus dem Rennen ist,
könnte sich Arum natürlich doch noch dazu durchringen, Jose Ramirez an
der World Boxing Super Series teilnehmen zu lassen. Dort könnte er
sich mit den besten Rivalen im Halbweltergewicht wie Regis Prograis,
Josh Taylor oder Kiryl Relich messen.

Wahrscheinlich wird Bob Arum jedoch abermals einen Gegner vom Ende der
Top 15 aussuchen und selbst Ryan Martin, Sergej Lipinets und Omar
Figueroa aus dem Weg gehen. Vielleicht fällt ja die Wahl auf Viktor
Postol, obgleich der zuletzt gegen Josh Taylor verloren hat. Der
Ukrainer steht nämlich ebenfalls bei Top Rank unter Vertrag, und da
Arum dafür bekannt ist, vorzugsweise seine eigenen Boxer gegeneinander
antreten zu lassen, um die volle Kontrolle zu behalten, liegt diese
Option nahe. [2]

Bob Arum, den nach 52 Jahren als Boxpromoter nichts mehr erschüttern
kann, nahm die Situation im Galopp. Wenn so etwas passiere, sei das
eine Schande, trage man doch die Verantwortung, die Sicherheit und
Gesundheit der Boxer allem übrigen voranzustellen, so der 86jährige.
Man werde Jose Ramirez baldmöglichst einen neuen Kampf verschaffen.
Die Veranstaltung in Fresno fand dennoch statt, wobei die
Weltergewichtler Egidijus Kavaliauskas und Juan Carlos Abreu ins
Hauptprogramm aufrückten. Dabei setzte sich der nunmehr in 20
Auftritten ungeschlagene Litauer in einem Kampf über zehn Runden
unspektakulär nach Punkten durch.


Fußnoten:

[1] www.espn.com/boxing/story/_/id/24021680/jose-ramirez-first-title-defense-canceled-danny-oconnor-hospitalized

[2] www.boxingnews24.com/2018/07/jose-ramirez-vs-danny-oconnor-cancelled/#more-266353
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